
währenden Konflikt plädiert Herr Rechtsanwalt Azza
dine Karioh für die Autonomie der ehemaligen span
ischen Kolonie. Schon in dem seinem Text vorangestell
ten Abstract wird angekündigt, dass der Autor sich »auf 
der Basis juristischer Argumentation bei gleichzeitiger 
Schilderung der historischen Aspekte des Themas ange
nommen« hat. Genau diese rechtliche Bewertung des 
Konflikts aber fehlt in seinem Beitrag so gut wie völlig. 
Dies soll im Folgenden nachgeholt werden, da der Leser 
einen Anspruch darauf hat, diesen Konflikt zu verstehen.

Ja, Marokko ist im Wesentlichen bis heute eine 
Stammesgesellschaft. Dies zeigt das jährlich mit großem 
Pomp am 30. Juli gefeierte Thronfest, an dem die 
Stammesführer und hohen Militärs dem König die 
Hand küssen dürfen bzw. müssen, um ihre Loyalität 
zum »Herrscher der Gläubigen« (Amīr al-Muʾminīn
öffentlich zu demonstrieren. Inwieweit diese »Huldi
gung« nach Meinung von Herrn Karioh Teil des 
marokkanischen Staatsrechts sein soll – es wäre ein 

staatsrechtliches Unikat – lasse ich hier dahingestellt. 
Diese Loyalität zum Herrscher hatte historisch schon 
immer die Reichweite der Macht des Sultans (heute 
König) bestimmt, deren Grenzen fluktuierten. Das Land 
bestand in vorkolonialer Zeit aus zwei Teilen, dem Bilād 
al-Maḫzan (»Land der Herrschaft des Sultans«) und dem 
Bilād as-Sība (»Land des Aufruhrs«), das allein von den 
jeweiligen Stämmen kontrolliert wurde.  Die Ausdeh

Maḫzan fluktuierte also je nach der - vor allem 
militärischen - Macht oder aber Schwäche des jeweili
gen Sultans. Seine heutigen geographischen Grenzen 
verdankt Marokko letztlich der französischen Kolonial
macht.

Geradezu grotesk wird die Argumentation des Autors, 
wenn er die Zugehörigkeit der Westsahara zum Staats
gebiet Marokkos mit den aus der Gegend der Westsahara 
stammenden Dynastien der Almoraviden und der 
Almohaden begründet, die im Hochmittelalter Marok
ko und Andalusien eroberten. Nicht nur, dass mit 
solchen Begründungen die Bundesrepublik Deutsch
land die Wiederherstellung des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation, Italien im Gegenzug die 
Rückkehr zum Imperium Romanum fordern könnten. 

Folgt man dieser Logik konsequent, so heißt diese 
Forderung doch, dass nicht die Westsahara Teil Marok
kos, sondern Marokko Teil der Westsahara sein müsste, 
weil es einst von den saharischen Stämmen erobert 
wurde.

Mit all diesen »historischen« Argumenten hat Marokko 
schon bald nach seiner Unabhängigkeit immer wieder 
große Gebietsansprüche erhoben. Dies zeigt eine 
offizielle Karte von »Großmarokko«, wie sie in den 
1960er Jahren in allen Amtsstuben des Königreichs zu 
sehen war (Abb. 1). Als »marokkanisch« werden 
beansprucht: Der Westen Algeriens, ein Teil Malis und 
das gesamte Territorium Mauretaniens - die Westsahara 
liegt genau in der Mitte dieses Gebiets! Mit diesen Ge- 
bietsansprüchen widerspricht Marokko klar den 
Prinzipen der Charta der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und ihrer Nachfolgeorganisation, der 
Afrikanischen Union (AU), die in Art. II Abs. 1 lit. c als 
Ziel der afrikanischen Staaten die Verteidigung der Sou
veränität, der territorialen Integrität (wie sie aus der 
Dekolonisation resultierte, W.R.) und der Unabhän
gigkeit festlegt.

Marokko unternahm auch schon lange vor dem hier 
behandelten Konflikt massive Versuche, um seine terri
torialen Ansprüche zu verwirklichen. So bedrohte es alle 
Staaten mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun
gen, sollten diese das 1960 unabhängig gewordene 
Mauretanien anerkennen.3 Erst zu Beginn der 1970er 
Jahre erfolgte eine Annäherung beider Staaten, die sich 
auf die gemeinsame Besetzung und Aufteilung der zu 
dekolonisierenden Westsahara richtete. Gegen Algerien 
führte Marokko, immer gestützt auf »historische« 
Ansprüche, bereits anderthalb Jahre nach dessen 1962 
mühsam errungener Unabhängigkeit einen Angriff
skrieg mit dem Ziel der Einverleibung der Grenzregion 
Tindouf (Tindūf) und damit den Versuch, die marok
kanische Grenze auf Kosten Algeriens nach Osten zu 
verschieben. Dieser Konflikt konnte unter Vermittlung 
der OAU beendet werden. 

Erstaunlich an der »historischen« Darstellung von 
Karioh ist auch, dass er auf die Kolonisation der Westsa
hara durch Spanien kaum eingeht. So erwähnt er nicht, 
dass diese auf den Vereinbarungen der Berliner »Kon
go-Konferenz« basiert, die von November 1884 bis 
Februar 1885 unter Vorsitz des deutschen Reichskanzlers 

Bismarck tagte und auf der die koloniale Aufteilung 
Afrikas beschlossen wurde.

Spanien erhielt das Territorium der heutigen West- 
sahara, wo es bereits Handelsstützpunkte besaß. Im 
Zuge der allgemeinen Dekolonisationspolitik zu Beginn 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts forderte die 
UN-Generalversammlung 1965 erstmalig Spanien auf, 
das Gebiet in die Unabhängigkeit zu entlassen. Die 
UNO handelte dabei auf der Grundlage der Resolution 
1514 von 1960, in der die UN-Generalversammlung das 
Recht aller Völker auf freie Selbstbestimmung festlegte. 
Nachdem Spanien auf diese und die jährlich folgenden 
Aufforderungen zur Dekolonisation des Gebiets nicht 
reagierte, bildete sich die Frente-POLISARIO4

nationale Befreiungsbewegung. Sie griff 1973 zu den 
Waffen und begann den Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. Damit ist auch die Behauptung Kariohs 
widerlegt, die Frente-POLISARIO sei eine von Libyen 
und Algerien gesteuerte, sezessionistische, auf den Sturz 
der marokkanischen Monarchie hinarbeitende Organi
sation: Schon bevor der Konflikt durch die Einmischung 
Marokkos eskalierte, kämpfte die Frente-POLISARIO 
für die Unabhängigkeit der Westsahara und gegen die 
damalige Kolonialmacht Spanien. 

Lange könnte noch debattiert werden über die Aus
lassungen von Herrn Karioh zur Natur der 
Frente-POLISARIO (»Separatisten«, »undemokratisch«, 
»diktatorisch«, »Einparteienstaat« usw.). Allein der Name 
»Front« hätte ihn zu ein wenig mehr Vorsicht und 
Differenzierung veranlassen müssen, denn in dieser 

Front sind - wie bei fast allen afrikanischen Befreiungs
bewegungen der damaligen Zeit - unterschiedliche 
politische Gruppierungen zusammengeschlossen, deren 
gemeinsames Hauptziel die Unabhängigkeit des Landes 
ist. 

Marokko und Mauretanien meldeten ihre oben 
erwähnten Ansprüche an. Wie Karioh richtig schreibt, 
erbat die UNO vom Internationalen Gerichtshof (IGH) 
eine Rechtauskunft zum Status des Gebiets und zur 
Rechtmäßigkeit der marokkanischen und maure
tanischen Ansprüche. Herr Karioh nennt das Gutachten 
eine »fatale Fehleinschätzung«, statt es zu zitieren, 
berichtet er ausführlich über die Position dreier in der 
Minderheit befindlicher Richter, die die Position 
Marokkos und Mauretaniens stützten, und verweist 
darauf, dass »die fehlende fachliche Analyse des Instituts 
der Huldigung (…) das Gutachten (…) unverwertbar 
(machte).« Dass von dieser Huldigung als Rechtsinstitut 
im Gutachten gar nicht der Rede ist, verschweigt der 
Autor. Selbst der marokkanische König Ḥasan II. wür
digte am Tage nach dem Gutachten in einer Rede 
lobend die Entscheidung der Richter, allerdings indem er 
behauptete, dass der IGH die marokkanische Position 
voll und ganz anerkannt habe. Um diesen Streitpunkt 
endgültig klarzustellen, sei hier der Kernsatz des von der 
Mehrheit der Richter des IGH formulierten Gutachtens 
im Wortlaut wiedergegeben:

»[…] dass weder die internen Akte noch die internationalen 
Akte, auf die Marokko sich beruft, die Existenz oder die inter
nationale Anerkennung von juristischen Souveränitätsbind
ungen zwischen der Westsahara dem marokkanischen Staat 
anzeigen. Selbst wenn man die besondere Struktur dieses 
(marokkanischen W.R.) Staats in Rechnung stellt, so zeigen 
sie nicht, dass Marokko eine wirkliche und ausschließliche 
staatliche Aktivität in der Westsahara ausgeübt hätte.«5

Als der IGH diese Feststellung traf, waren viele Zeug- 
nisse von Forschern und Seeleuten aus der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts noch gar nicht bekannt. Sie 
alle bestätigen die fehlende Autorität des Sultans in der 
Westsahara.  König Ḥasan II. aber antwortete in seiner 
oben erwähnten Rede auf dieses klare Rechtsgutachten 
des Internationalen Gerichtshofs mit dem »Grünen 
Marsch« (al-Masīra al-Ḫuḍrāʾ), in dessen Rahmen 
zwischen 350.000 und 500.000 Marokkaner hoch 
organisiert und bewaffnet mit dem Koran, der sie 
vermeintlich legitimierte, wenige Kilometer in das 
Gebiet eindrangen. Zugleich griff die marokkanische 
Armee an. Hunderttausende Sahrawis flohen in Rich

tung der algerischen Grenze. Die marokkanische Luft
waffe bombardierte die Flüchtlingstrecks mit Splitter
bomben und Napalm, der algerische Staatschef Boume
dienne (Bū-Madyan) sprach in seiner Botschaft an die 
Blockfreien Staaten von einem »wahren Völkermordun
ternehmen«.  Der UN-Sicherheitsrat trat zusammen 
und forderte die Unterlassung jeder einseitigen 
Maßnahme (Res. 379 vom 2. Nov. 1975) und den 
Rückzug der Teilnehmer am »Grünen Marsch« (Res. 
380 vom 6. Nov. 1975).

Ungeachtet der Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen schlossen 
Spanien, Marokko und Mauretanien am 14. November 
1975 das sog. Dreierabkommen von Madrid, das bei 
Karioh noch nicht einmal Erwähnung findet. Spanien 
kündigte darin seinen endgültigen Rückzug aus der 
Kolonie für den 28. Februar 1976 an, übertrug seine 
Hoheit über das Territorium an Marokko und Maureta
nien, war damit formal seine Kolonie los und versuchte, 
den Besatzern als »Rechtsnachfolgern« eine gewisse 
Legalität zu verschaffen. Im Gegenzug erhielt Spanien in 
einem geheimen Zusatzabkommen 35% der Anteile des 
Office Chérifien des Phosphates (OCP, s. u.) und umfang- 
reiche Fischereirechte in den Küstengewässern des Ge- 
biets.8

Spanien übergab also die Kolonie Westsahara, eine 
Sache, die ihm nicht gehörte, an Dritte. Die Gültigkeit 
dieses Vertragswerks ist daher mehr als zweifelhaft. Die 
Frente-POLISARIO rief am 27. Februar 1976 den Staat 
Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS) aus, 
um kein völkerrechtliches Vakuum nach dem Abzug 
Spaniens entstehen zu lassen. Dieser Staat ist derzeit von 
ca. 60 vor allem afrikanischen und lateinamerikanischen 
Staaten anerkannt. Die marokkanische Annexion wird 
von keinem Staat der Welt für rechtmäßig erachtet. Die 
Vereinten Nationen erkennen zwar die DARS nicht an, 
aber die Frente-POLSARIO wird als »der legitime 
Repräsentant des sahrawischen Volkes« anerkannt und ist 
neben Marokko gleichberechtigter Partner in den von 
den UN geführten Verhandlungen über die Lösung des 
Konflikts.  

Ihren Befreiungskrieg hatte die Frente-POLISARIO bis 
weit nach Süd-Marokko und in Mauretanien sogar bis 
in die Hauptstadt Nouakchott getragen. 1978 schloss 

Mauretanien Frieden, zog sich aus der Westsahara 
zurück und erkannte die 1976 von der Frente-POLISA
RIO ausgerufene DARS an. Daraufhin besetzte Marok
ko auch diesen, von Mauretanien geräumten Teil des 
Gebiets. 1989 kam es zu einem - einmaligen - Treffen 
zwischen dem damaligen marokkanischen König Ḥasan 
dem II. und der Führung der POLSARIO. Am 29. April 
1991 verabschiedete der Sicherheitsrat der UNO die 
Resolution 690, mit der er die Einrichtung der MIN
URSO beschloss. Das Kürzel steht für »Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in der Westsa
hara«: In einer unter Aufsicht der UN und der OAU 
durchzuführenden Volksabstimmung sollte die Be- 
völkerung die Wahl haben zwischen Unabhängigkeit 
und Anschluss an Marokko. Zusätzlich zur Vorbereitung 
der Volksabstimmung sollten Blauhelme der Mission 
den unter Vermittlung von UN und OAU geschlossenen 
Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien überwa
chen. Dieser Waffenstillstand hält bis heute.

Doch die Mission stand von Anfang an vor großen 
Schwierigkeiten.  Marokko weigerte sich, seine im 
Territorium stationierte Armee von 160.000 Mann auf 
die vorgesehenen 65.000 zu reduzieren, es verbrachte 
auch schon in den 1990er Jahren etwa 200.000 Siedler 
aus Marokko in die besetzten Gebiete, ein klarer Völker
rechtsverstoß. Die größte Schwierigkeit war aber die 
Identifizierung der Abstimmungsberechtigten: Jenseits 
der 73.497 in einem spanischen Zensus gezählten 
Sahrawis und ihrer Nachfahren bestand Marokko darauf, 
dass auch die inzwischen angesiedelten Marokkaner 

abstimmungsberechtigt sein sollten. Darüber hinaus 
schob Marokko eine Vielzahl von Wählern nach, die 
über Stammesälteste, die zum Teil in Marokko lebten, 
identifiziert wurden - ein schwieriges und problema
tisches Vorgehen in einer nomadischen Gesellschaft, die 
sich nie um die Grenzziehung der Kolonialmächte 
geschert hatte. Trotz mehrerer Vorschläge der Vertreter 
des UN-Generalsekretärs konnte bisher keine endgül
tige Einigung der Parteien erzielt werden.10

Marokko nutzte die Zeit des nun schon über dreißig 
Jahre dauernden Waffenstillstands nicht nur zur Besie
delung und zum Ausbau des marokkanischen Bevölker
ungsanteils, sondern auch zur militärischen Sicherung 
des Gebiets und zum Ausbau einer »Mauer«, die den 
größten Teil der Westsahara nach Westen absichert: 
Diese Befestigungsanlage beginnt nördlich der Westsa
hara entlang der marokkanisch-algerischen Grenze und 
zieht sich über 2.800 km nach Süden zur maure
tanischen Grenze, biegt dann nach Westen bis zum 
Atlantik ab. (Abb. 2) Sie besteht aus einem hohen Wall 
aus Geröll und Stein, wird gesichert durch gestaffelte 
Stacheldraht- und Elektrozäune und ist mit zehntausen
den Landminen gesichert. Diese Minen werden von den 
alle paar Jahre wiederkehrenden sintflutartigen Regen
fällen weit ins Gelände geschwemmt, wo sie eine 
permanente Gefahr für die Hirten und ihre Herden 
darstellen, die auf den von der Frente-POLISARIO 
kontrollierten Gebieten westlich der »Mauer« nomadis
ieren. Entlang dieser »Grenze« überwacht die MINUR
SO den Waffenstillstand.

Die Westsahara verfügt über ungeheure Vorräte an qual
itativ hochwertigem Phosphat, das im Tagebau abge
baut werden kann. Zusammen mit den marokkanischen 
Phosphaten, die meist qualitativ schlechter und 
kostspieliger abbaubar sind, ist das OCP mit Sitz in 
Casablanca der größte Anbieter von Phosphat auf dem 
Weltmarkt. Phosphat ist u.a. Grundlage für die Herstel
lung von Düngemitteln. Das OCP ist auf das Engste mit 
dem marokkanischen Staat verwoben: In seinem Auf
sichtsrat sitzen neben dem Generaldirektor und der 
Banque Centrale Populaire sechs Ministerien, darunter 
Inneres, Auswärtiges, Wirtschaft und Finanzen, Energie 
und Minen sowie ein Staatssekretär.  Die wichtigste 

Phosphatmine des OCP ist Bou Craa (Abū Krāʿ
Westsahara, nahe der Hauptstadt El Aaiún (al-ʿUyūn). 
Seit 2002 hält das OCP 100% der Anteile, nachdem 
Spanien seine Aktien an das OCP übertragen hat. Die 
Mine von Bou Craa ist durch ein knapp hundert Kilo
meter langes Förderband (erbaut von Krupp) mit den 
Verladeanlagen am Atlantik verbunden (Abb. 2). Das 
OCP wird auch durch die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gefördert, die mit einem Darlehen von 
über 200 Millionen Euro eine Meerwasserentsalzungs- 
anlage mitfinanziert,  da die Phosphataufbereitung 
äußerst wasserintensiv ist. Phosboucraa produziert rund 
drei Millionen Tonnen Phosphat im Jahr, außerdem 
Phosphorsäure und phosphatierte Düngemittel.13 Allein 
im Jahre 2018 exportierte Marokko Phosphat im Wert 
von 164 Millionen US-Dollar.14

Das zweite wichtige Produkt der Westsahara ist Fisch. 
Die Gewässer des Gebiets zählen zu den fischreichsten 
der Welt und sind der Tummelplatz der internationalen 
Fischfangflotten. Die Hoheitsgewässer (auch Territori
algewässer genannt) eines Staates umfassen grundsät
zlich das Gebiet zwölf Seemeilen vor der Küste. Dort übt 
der jeweilige Küstenstaat seine souveränen Hoheits
rechte aus.15 Doch aufgrund des Drucks einiger Staaten 
haben die Vereinten Nationen im Seerechtsabkommen 
vom 10. Dezember 1982 das Meeresgebiet auf bis zu 200 
Seemeilen (ca. 380 km) ausgedehnt. Kontrolliert Marok
ko die Küstengewässer vor der Westsahara, verfügt es 
über einen ungeheuren Fischreichtum und kann mit 
internationalen Fischfangflotten bzw. deren Heimatstaa- 
ten äußerst lukrative Geschäfte abschließen.

Darüber hinaus werden in der Westsahara und deren 
Offshore-Gebiet Öl, Gas, Uran und verschiedene Edel
metalle vermutet. Bohrrechte hat die marokkanische 
Regierung an die US-amerikanische Kosmos-Energy 
und an den französischen Erdölkonzern Total vergeben.
Immer größere Bedeutung, auch für die Versorgung 
Europas, gewinnen die erneuerbaren Energien. Wie die 

German Trade & Invest (GTAI)
berichtet, einigten sich Marokko und Spanien auf den 

Bau einer dritten Stromverbindung (Kosten 150 
Millionen Euro), die durch Wind und Sonne erzeugte 
Energie nach Europa führen soll.18

dieser Energie erfolgt zum überwiegenden Teil in der 
Westsahara. Marokko, das mit der EU durch ein Frei
handelsabkommen verbunden ist, ist außerdem ein 
wichtiger Standort für die Fertigung von Flugzeug- und 
Kfz-Teilen. Eine herausragende Rolle spielt die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Produkten, wobei 
gerade die Produktion von Gemüse wie Tomaten, 
Gurken und Melonen in der Region von Dakhla 
(ad-Daḫla) in der Westsahara erfolgt.

Während der Handel mit der EU blüht, gerät Marokko 
in anderen Staaten der Welt unter Druck: So wurden 
Schiffe, die westsaharisches Phosphat transportierten, in 
Südafrika und Panama (beide Staaten erkennen die 
DARS an) beschlagnahmt.20 Diese Akte beförderten eine 
neue internationale Diskussion über den Rechtsstatus 
der Westsahara. Am 10. Dezember 2013 hatte sich das 
EU-Parlament mehrheitlich für die Erneuerung des 
»Partnerschaftlichen und Fischereiabkommens« mit 
Marokko ausgesprochen - ohne die Westsahara zu 
erwähnen. Dieser diplomatische Schachzug ermöglichte 
es der EU, das juristisch heiße Eisen nicht zu problema
tisieren und Marokko, die bisherige Praxis, die 
Plünderung der westsaharischen Fischgründe, ungestört 
fortzusetzen. 

Die Beschlagnahmung des westsaharisches Phosphat 
transportierenden Schiffes in Südafrika führte zu einer 
Reihe juristischer Auseinandersetzungen, die schließlich 
in einer Klage der Frente-POLISARIO vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mündete. Dieser hat 
in seinem Urteil betont, dass es sich bei der Westsahara 
um ein »Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung« nach Art. 
73 der Charta der Vereinten Nationen handelt. Daraus 
folgt, dass die Verfügung über die Ressourcen des Ge- 
biets ohne Zustimmung des sahrawischen Volkes 
unrechtmäßig ist und dass das zwischen der EU und 
Marokko abgeschlossene Handelsabkommen auf 
Produkte des Westsahara nicht anzuwenden sei.
Folge müssen landwirtschaftliche und Fischereiproduk

te eigens gekennzeichnet werden und dürfen nicht als 
marokkanische Produkte vermarktet werden. 

So klar die Rechtslage auch sein mag, es wird abzu
warten sein, wie sich die EU aus dieser Situation 
herauswinden wird. Denn Marokko ist nicht nur ein 
starker Partner der EU (siehe auch die deutschen 
Kredite), es genießt schier uneingeschränkt die Unter
stützung der ehemaligen Kolonialmächte Spanien und 
Frankreich. Letzteres beherrscht noch immer die Afri
kapolitik der EU entscheidend. So hat Paris als Ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
bisher mit Erfolg verhindert, dass die jährlichen Resolu
tionen zur Verlängerung des Mandats der MINURSO, 
wie bei anderen UN-Missionen üblich, eine Klausel zur 
Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte im 
Konfliktgebiet erhielten.

Und Marokko hat noch ein ganz anderes Druckmittel 
gegen die EU: Neben Libyen und der Türkei ist das 
Land eines der wichtigsten Bollwerke gegen 
Geflüchtete, die die nur 14 km enge Straße von Gibral
tar in Richtung Europa von den spanischen Enklaven 
Ceuta und Melilla aus zu überwinden versuchen. Die 
EU unterstützt Marokko bei der Flüchtlingsabwehr 
bereits jetzt mit jährlich 140 Millionen Euro.  Je nach 
Laune und Stand der politischen Beziehungen mit der 
EU scheint Marokko auch punktuell Gruppen von 
Flüchtlingen durchzulassen, um seinen Druck zu 
erhöhen.23

Das Bemühen um die »historischen Ansprüche« Marok
kos auf die ehemalige spanische Kolonie wird in seiner 
politischen Zielsetzung erkennbar, wenn als Lösung des 
Konflikts, wie vom marokkanischen König oder dem 
Verfasser des hier kritisierten Artikels, »Autonomie« als 
Lösung vorgeschlagen wird. Autonomie gilt in der 
Staatenwelt in der Regel für (sprachliche, kulturelle, 
religiöse) Minderheiten, die sich durch diese Merkmale 
von der Mehrheitsbevölkerung eines Staates unter
scheiden, wie beispielsweise die Kurden im Irak, zahlrei- 
che Republiken der Russischen Föderation oder Grön
land innerhalb Dänemarks. In sehr unterschiedlichem 
Maße können autonome Gebiete eigene Gesetzge
bungsorgane besitzen, aber sie haben keine Sou
veränität: Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik 

sind immer Angelegenheit des Zentralstaats. Daher ist 
Autonomie immer das Resultat eines Aushandlungs- 
prozesses zwischen politischen Akteuren. Solche Auto- 
nomie muss also von der betroffenen Bevölkerungs
gruppe akzeptiert sein.

Die von Marokko ins Spiel gebrachte Autonomierege
lung wird damit leicht erkennbar: Ja, die Sahrawis haben 
ihre Eigenheiten. Was aber »Autonomie« unter marok
kanischer Herrschaft wohl hieße, ist unbekannt. So kann 
angenommen werden, das die Sahrawis, wenn sie 
wollen, weiterhin ihre Sprache, das dem Hochara
bischen verwandte Ḥassānīya, sprechen dürften; ihre 
Frauen dürften wohl weiterhin ihren farbigen Umhang 
tragen; sie dürften weiterhin ihr traditionelles Wüsten
zelt, die Ḫaima, besitzen und vielleicht für Touristen 
Volkstänze aufführen. Die entscheidenden Fragen aber 
bleiben in der Kompetenz des Zentralstaats – im Falle 
Marokkos letztlich des Königs.

Vor allem aber wird die wie auch immer gewährte 
Autonomie als eine Konzession Marokkos an die 
Sahrawis, also ein vom König zugestandener Gnaden- 
akt, verstanden. Damit soll die vorausgegangene Ges
chichte gelöscht, die nicht vollzogene Entkolonisierung, 
die militärische Eroberung des Gebiets und seine völker
rechtswidrige Annexion vertuscht werden. Vermieden 
würde durch diesen Akt auch die selbst für eine »Auto- 
nomie« notwendige Zustimmung der betroffenen Be- 
völkerung. So dürfte der Grund für die Ablehnung des 
Baker-Plans von 2003 (s. Fn. 10) durch Marokko wohl 
die Tatsache gewesen sein, dass im Abstim
mungsvorschlag überhaupt die Unabhängigkeit des 
Gebietes als eine Alternative neben der »Autonomie« 
und dem Anschluss an Marokko genannt wurde. In 
zahlreichen Äußerungen Marokkos wurde immer 
wieder unterstrichen, dass nur ein »Zustimmungsrefer

endum« infrage komme.24 Damit ist jede demokratische 
Legitimation auch der »Autonomie« ausgeschlossen. 

So hat sich eine fast paradoxe Situation ergeben: In den 
Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Oase 
Tindouf leben seit fast einem halben Jahrhundert etwa 
160.000 Geflüchtete mit ihren Kindern und Kindeskin
dern, regiert von der  Frente-POLISARIO, die in der 
UNO, der AU und auch vor Gerichten wie dem EuGH 
als Repräsentantin des sahrawischen Volkes anerkannt 
wird. Immer wieder fordert sie unter Berufung auf das 
Völkerrecht die marokkanische Besetzung und Annex
ion rückgängig zu machen und den seit einem halben 
Jahrhundert fälligen Dekolonisationsprozess endlich in 
Gang zu setzen. Effektiver Widerstand gegen die 
Besatzung, vor allem aber wachsende Unterstützung für 
die Frente-POLISARIO ist in den letzten Jahren in den 
besetzten Gebieten selbst entstanden, wo immer wieder 
Demonstrationen und Proteste stattfinden, deren 
Umfang durch massive Repression klein gehalten 
werden soll. Einreisebeschränkungen für Touristen, 
Politiker, Menschenrechtler und Journalisten sorgen 
dafür, dass über den Konflikt und die Zustände in den 
besetzten Gebieten kaum berichtet werden kann.

Eine gewisse Beachtung fanden in jüngster Zeit die 
Proteste und der Hungerstreik von Aminatū Ḥaidār, 
Trägerin des alternativen Nobelpreises, die selbst Jahre in 
marokkanischen Gefängnissen verbrachte und schwer 
gefoltert wurde, sowie die brutale Vernichtung des 
Protestcamps »Gdeim Izik« (Akdīm az-Zīk) rund 20 km 
vor der Hauptstadt El Aaiún: Tausende Sahrawis hatten 
im Oktober 2010 die Stadt verlassen, ihre Ḫaimāt
baut und eine Selbstverwaltung organisiert. Marok
kanische Sicherheitskräfte stürmten schließlich das 
Lager, zerstörten es und töteten wahrscheinlich ein 
rundes Dutzend Menschen. Willkürlich als »Rädels
führer« des friedlichen Protests Verhaftete wurden 
gefoltert und von Militärgerichten zum Teil zu 
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Dies alles zeigt, 
dass der Wunsch nach Souveränität durch eine wie auch 
immer geartete, von außen aufoktroyierte Autonomie 
nicht gebrochen werden kann. Die Einhaltung des 
Völkerrechts erscheint noch immer als die einzige sinn
volle und gerechte Lösung des Konflikts.

Die Ausübung der Selbstbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung auf der Grundlage des Völkerrechts könnte 
Marokko auch von seinem Militärhaushalt in Höhe von 
vier Milliarden US-Dollar im Jahr25 befreien, der zum 

größten Teil für die Instandhaltung und Bewachung der 
2.800 km langen »Mauer« benötigt wird. Der wirkliche 
Gegner einer rechtskonformen Lösung ist wohl das 
Bündnis aus Palast und internationalen Konzernen. Vom 
Beitrag eines Juristen zu diesem Konflikt wäre zu 
erwarten gewesen, dass er die zwei letzten Jahre der 
Rechtsentwicklung in Europa nicht einfach ausblendet, 
sondern die Urteile europäischer Gerichte und des 
EuGH zumindest benennt, auch wenn sie seiner Argu
mentation den Boden entziehen.
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Von Carl Heinrich Becker zu Alice Weidel

Der Politikwissenschaftler Ozan Zakariya Keskinkiliç 
geht in seiner Untersuchung der Frage nach den Paral-
lelen zwischen den aktuellen antimuslimischen Diskur-
sen, insbesondere der AfD, und denen im Deutschen 
Kaiserreich nach. Er vergleicht dafür schriftliche Quel-
len und Reden von AfD-Politikern mit den Debatten, 
die auf den beiden Deutschen Kolonialkongressen 1905 
und 1910 geführt wurden. Dabei geht er davon aus, dass 
antimuslimische Narrative und Stereotype »weit mehr 
über die Produzenten des Diskurses als über sein Objekt« 
(S. 8) aussagen. Worum es seiner Meinung nach bei 
diesen »Islamdebatten« in Wahrheit geht, macht er 
bereits im Vorwort deutlich: »Das Problem lautet anti-
muslimischer Rassismus.« (Ebd.) Was manch einen 
veranlassen könnte, dem Autor Voreingenommenheit 
bei seiner Untersuchung vorzuwerfen, ist in Wirklich-
keit erfrischend. Wissenschaft findet nicht im luftleeren 
Raum statt. Es gibt genug Meinungsmacher, die ihre 
Sichtweise mit vermeintlicher Objektivität zu kaschie-
ren versuchen. Es steht Keskinkiliç gut zu Gesicht, 
gleich zu Beginn Farbe zu bekennen.

Die Kolonialkongresse fanden im Kaiserreich ab 1902 
regelmäßig statt. Neben Vertretern und Lobbyisten der 
imperialistischen Wirtschaftsbranchen und christlichen 
Missionsgesellschaften nahmen auch Wissenschaftler, 
vor allem Ethnologen und Orientalisten, Teil. Der 
zweite Kongress 1905 verzeichnete mehr als 2000 Teil-
nehmer. Wie auch der von 1910 widmet er sich u.a. 
ausführlich der »Gefahr einer Islamisierung deutscher 
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Kolonien«. Keskinkiliç legt dabei offen, dass zahlreiche 
der von der AfD postulierten islamfeindlichen Motive 
bereits Teil der Debatten der deutschen Kolonialherren 
waren. Schon damals wähnte sich das Kaiserreich als 
dem »rückständigen« Islam überlegen. Wenige Jahre 
bevor die deutschen Militärs und Wirtschaftseliten zum 
ersten Mal einen Weltkrieg gegen die anderen europäi-
schen Mächte vom Zaun brachen, war man in Berlin 
überzeugt, »der« Islam bedeute Gewalt und Sklaverei, 
Feindschaft gegen Europa und Expansionismus. (S. 37 
f.) Die Parallelen zur Bekenntnis der Neuen Rechten 
zum »christlich-abendländischen Europa« auf der einen 
und ihrem realen Nationalchauvinismus auf der anderen 
Seite sind offensichtlich. Weitere Übereinstimmungen, 
die der Autor ausmacht, sind etwa das Motiv der »Leit-
kultur«, dem Moscheebau-Verbot und der Forderung 
nach einer Deutschpflicht sowie der Behauptung, das 
Christentum sei per se humanistisch und vernünftig, 
während der Islam als archaisch, gewalttätig und irratio-
nal gilt. Auch Frauenfeindlichkeit unterstellte man den 
muslimischen Männern, während in Deutschland selbst 
Frauen weder wählen noch sich in Vereinen organisieren 
durften. Wie heute muslimische Frauen mit Kopftuch 
häufig als vermeintliche Opfer entmündigt werden, 
sahen auch die männlichen Kolonialbeamten sie damals 
als unterdrückt, passiv, »ungebildet und naiv«. (S. 51)

Keskinkiliç zeigt auch, dass der moderne Kulturrassis-
mus schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts vorhanden 
war. Während die Rassismus-Forschung von der Rassifi-
zierung der Kultur spricht, etwa wenn die AfD Muslime 
als homogene, durch ihre Religion und Kultur determi-
nierte Gruppe darstellt, bekannte der Orientalist Carl 
Heinrich Becker 1910 offen, der angebliche Gegensatz 
zwischen Islam und Christentum sei »der ganz naturge-
mässe Ausdruck der natürlichen Verschiedenheit der 
Rassen«. (S. 40) Dabei ähneln sich nicht nur die Inhalte, 
sondern auch die sprachliche Form. Rechtspopulisten 
und Kolonialpolitiker teilen einen Fable für kriegerische 
und fatalistische Ausdrücke: Während der Missionar und 
Vordenker der Ökumene, Julius Richter, 1905 vom 

»grossen Kampfe zwischen Islam und Christentum« 
sprach, verkündet die AfD den unausweichlichen »Kul
turkrieg« mit dem Islam und den Drohenden Untergang 
des Abendlandes. (S. 37) Aber auch Metaphern, die den 
Islam als Krankheit darstellen, sind beliebt. Dabei 
handelt es sich zudem offensichtlich um eine Parallele 
zum Antisemitismus mit seiner Darstellung des Juden 
als Krebsgeschwür oder Parasit.

In einem Exkurs erteilt Keskinkiliç der Behauptung, 
Antisemitismus und andere Formen von Rassismus seien 
nicht vergleichbar, eine Absage.* Vielmehr benennt er 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede. Er weist darauf 
hin, dass dieser zwar im Genozid gipfeln könne, es aber 
nicht zwangsläufig müsse, wie dies etwa Theodor 
Adorno und Max Horkheimer, aber auch Wissenschaft
ler und Publizisten aus neokonservativen Kreisen 
behaupten. Darin liege kein Unterschied, sondern 
gerade eine Gemeinsamkeit mit anderen Formen von 
Rassismus. Es sei daran erinnert, dass die Nazis selbst 
neben Juden auch Sinti und Roma systematisch verfolg
ten und einen Vernichtungskrieg gegen die »slavische 
Untermenschenrasse« führten. Von den Völkermorden in 
den Kolonien Europas soll hier gar nicht die Rede sein. 
Der Autor weist zudem sowohl auf die Parallelen 
zwischen antisemitischen und antimuslimischen Narra
tiven als auch auf die historische Verflechtung dieser 
Feindbilder hin: Der Jude galt stets auch als »Orientale«. 
Als gemeinsame Zäsur kann zudem die Verfolgung und 
Vertreibung europäischer Muslime und Juden aus 
Spanien nach 1492 gelten. Heute, wo vor dem Hinter
grund des Palästinakonflikts von vielen Seiten ein 
jüdisch-muslimischer Gegensatz konstruiert wird, wird 
der Islam oftmals mit dem Faschismus gleichgesetzt. 
Hierbei sieht Keskinkiliç nicht nur antimuslimische, 
sondern auch antisemitische Motive am Werk: Juden 
würden zum Alibi für islamfeindlichen Rassismus und 
die deutsche Schuld so gleich mit entsorgt.

Nicht zuletzt dieser gelungene Exkurs macht Keskinki
liçs Buch lesenswert. Ansonsten liefert sein Buch zwar 
keine neuen theoretischen Erkenntnisse, denn er stützt 
sich weitgehend auf bereits etablierte Theorien und 
auch die historische Verankerung des Feindbild Islam ist 
bekannt. Aber der Autor trägt in jedem Fall zu einem 
umfangreicheren Bild der rassistischen Islamfeindlich
keit in der deutschen Geschichte und Gegenwart bei, 
das er mit bislang nicht untersuchten Fallbeispielen 
ergänzt. Dabei entblößt er einmal mehr sowohl die kolo
nialistische Tradition der deutschen akademischen Eliten 
als auch der neurechten Parteien.

Die Eziden erlangten in den letzten Jahren vor allem 
deshalb traurige Berühmtheit, weil 2014 der sog. Islami
sche Staat (IS) im Irak in ihren Gebieten wütete. Die 
UN sprach in diesem Zusammenhang von einem 
Völkermord. Dieses traurige Kapitel reiht sich ein in 
eine Geschichte der Diskriminierung, die in den letzten 
150 Jahren mehrere ähnliche Ereignisse hervorgebracht 
hat. Aber die Eziden sind mehr als nur die Opfer, die von 
westlichen Politikern und Medien plötzlich entdeckt und 
für eine kurze Zeit als lebendiges, aber meist stummes 
Beispiel für die Grausamkeiten in der »islamischen Welt« 
stilisierten wurden. Ihre Geschichte, Kultur und Religi
on sind relativ unbekannt, sowohl für die Mehrheitsge
sellschaften in denen sie leben, als auch für jene im 
Westen. Banu Yalkut-Breddermann, die in Ankara und 
Berlin Ethnologie und Religionswissenschaften studier
te, führt den Leser in die Thematik ein, indem sie 
zunächst von ihren eigenen ersten Berührungspunkten 
mit dem Ezidentum berichtet, kleine Anekdoten schil
dert und erklärt, wie sie ihre Rechercheverfahren mit der 
Zeit modifiziert hat, indem sie die Interviewten zuneh
mend die Leitung der Gespräche übernehmen ließ.

Der Leser erfährt Grundlegendes über das Ezidentum: 
über die nach wie vor umstrittenen Ursprünge der Reli
gion, ihre schriftlichen und mündlichen normativen 

Gliederung. Auch das spannungsreiche und vielschich
tige Verhältnis zu den großen Religionen der Region 
wird deutlich gemacht. So beziehen sich die Eziden u.a. 
auf den bekannten muslimischen Gelehrten Ḥasan 
al-Baṣrī (642-728) und auch zum Sufismus sind Paralle
len unübersehbar. Mit den Christen teilte man die 
Erfahrung, oft Staatsbürger zweiter Klasse zu sein, und 
während des Völkermords an den Armeniern gewährten 
viele Eziden ihren christlichen Nachbarn Zuflucht. Auf 
der anderen Seite wird der von ihnen verehrte Engel Pfau
von Christen wie auch Muslimen oftmals mit dem gefal
lenen Engel Lucifer bzw. mit Iblīs gleichgesetzt, weshalb 
die Eziden als »Teufelsanbeter« diskriminiert und 
verfolgt wurden. Als solche stellte sie auch der IS nicht 
vor die Wahl, Kopfsteuer zu zahlen oder zu fliehen, 
sondern begann gleich mit einem erbarmungslosen 
Vernichtungsfeldzug gegen ihre Dörfer. Außerdem 
erfährt man, wieso die gängige Bezeichnung »Jezide« 

eigentlich ein abwertender Begriff ist: Er suggeriert, die 
Religion gehe auf Yazīd ibn Muʿāwiya zurück. Als 
Mörder Ḥusain ibn ʿAlīs, der von den Schiiten als dritter 
Imam verehrt wird, und als zweiter Khalif der Ummaya
den, die bei den Sunniten einen schlechten Ruf haben, 
wurde die mit seinem Namen verknüpfte Bezeichnung 
»yazīdīy« zum Stigma.

Das Siedlungsgebiet der Eziden erstreckte sich bis zu 
den politischen Verwerfungen im nahöstlichen Raum im 
19. und 20. Jahrhundert über die nördlichen Regionen 
Syriens, Iraks und Irans, den Osten der Türkei und Teile 
Armeniens und Georgiens, wohin viele von ihnen in 
dieser Zeit flohen. Während sie in der Sowjetunion, wie 
so viele Minderheiten, von den guten Bildungschancen 
profitierten, litten sie in den anderen Staaten unter zum 
Teil massiver Diskriminierung. Als Anhänger einer 
nicht als Buchreligion anerkannten Glaubensgemein
schaft wurde ihnen im Osmanischen Reich kein 
ḏimmī-Status zuerkannt. In der säkularen Türkei erging 
es ihnen nicht besser: Da das Ezidentum mit der kurdi
schen Nationalität eng verknüpft ist, passten die Eziden 
gleich doppelt nicht zum ethnisch-religiösen Nationa
lismus der Kemalisten. Als Kurden wurden sie verleug
net (»Bergtürken«) und ihre Religion nicht anerkannt, 
weshalb man ihre Pässe mit einem »X« kennzeichnete. 
Der Staat vernachlässigte ihre Siedlungsgebiete in der 
Osttürkei lange und die meisten lebten noch immer als 
Bauern, als das Militär nach dem Putsch 1980 gegen 
Linke und kurdische Nationalisten vorging und der 
Krieg mit der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
entbrandte. In dieser Zeit flohen erstmals zahlreiche 
Eziden nach Westeuropa, wo sie Asyl beantragten. Laut 
Yalkut-Breddermann leben heute 99% der türkeistäm
migen Eziden in Europa. (S. 31)

In der Diaspora macht die ezidische Community aktuell 
tiefgreifende Wandlungsprozesse durch. Wie die Auto
rin erklärt, vollziehen sich diese im Rahmen zweier 
Spannungsverhätlnisse, nämlich zwischen eigener 
Tradition und Identität auf der einen und den kulturellen 
und moralischen Ansprüchen westlich-kapitalistischer 
Gesellschaften auf der anderen Seite, sowie der Ausein
andersetzung um die Einheit von Ezidentum und kurdi
scher Nationalität. Derzeit befinde sich die ezdische 
Gemeinschaft in einem Interregnum: »Bisherige Struk
turen sind nicht mehr erkennbar, neue haben sich noch 
nicht gebildet.« (S. 39) Das öffne Perspektiven für soziale 
und theologische Reformen und Pluralität, nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass die hier geborenen Genera
tionen bereits entsprechend geprägte Bedürfnisse ausge
bildet hätten. Auf der Suche nach einer den neuen Rea
litäten entsprechenden Form, ihre religiöse Identität 
auszuleben, würden heute verschiedene Wege gegan
gen, wobei alte Strukturen, wie etwa das Kastenwesen, 
die Endogamie und die Exklusivität, zunehmend 

aufbrächen. Dabei scheint der Autorin zufolge die 
Akzeptanz innerhalb der Community, auch vonseiten 
der traditionellen Eliten, relativ hoch zu sein.

Allerdings bestehen auch im Exil Gräben und Konflikte 
innerhalb der Gemeinschaft. So etwa zwischen den 
Strömungen, die die Wurzeln des Ezidentums im Zoro
astrismus sehen und die mit der kurdischen Nationalbe
wegung eng verbunden sind, und jenen, die diesen 
Bezug ablehnen. Die erste Gruppe identifiziert das 
Ezidentum mit dem kurdischen Volk und sieht in den 
Lehren Zarathustras die gemeinsamen Wurzeln auch 
mit den kurdischen Aleviten. Diese Sichtweise dient der 
Autorin zufolge in erster Linie der Schaffung einer 
kurdisch-nationalistischen Identität und Ideologie; sie 
bilde »das Bindeglied der unterschiedlichen religiösen 
Gemeinschaften« der Kurden im Interesse einer »Ho
mogenisierung Kurdistans zu einer Nation«. (S. 119 f.) 
Die zweite Gruppe befinde sich dagegen in einem offe
neren Diskussionsprozess, in dem zum Teil einander 
völlig widersprechende Positionen nebeneinander 
bestünden und in dem auch Stimmen von Außerhalb, 
etwa aus der wissenschaftlichen Forschung, Gehör 
geschenkt werde. Indem sie derartige Querverbindun
gen zwischen der Religion selbst und ihren vielseitigen 
Verstrickungen mit den historischen wie aktuellen sozi
alen und politischen Realitäten zieht, dies mit ihren 
eigenen Erfarhungen, mit O-Tönen von Ezidinnen und 
Eziden und mit ihrer eigenen ebenso kritischen wie 
respektvollen Meinung vermischt, ist es der Autorin 
gelungen, eine interessante Einführung in dieses auch 
wenigen Islamwissenschaftlern bekannte Thema zu 
geben. Dabei beschränkt sie sich nicht nur auf histori
sche Fakten und die Nennung religiöser Schlagwörter, 
sondern gibt Einblick in die aktuellen, sehr lebendigen 
und dynamischen Prozesse innerhalb dieser Gemein
schaft.
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Der Politikwissenschaftler Ozan Zakariya Keskinkiliç 
geht in seiner Untersuchung der Frage nach den Paral
lelen zwischen den aktuellen antimuslimischen Diskur
sen, insbesondere der AfD, und denen im Deutschen 
Kaiserreich nach. Er vergleicht dafür schriftliche Quel
len und Reden von AfD-Politikern mit den Debatten, 
die auf den beiden Deutschen Kolonialkongressen 1905 
und 1910 geführt wurden. Dabei geht er davon aus, dass 
antimuslimische Narrative und Stereotype »weit mehr 
über die Produzenten des Diskurses als über sein Objekt« 
(S. 8) aussagen. Worum es seiner Meinung nach bei 
diesen »Islamdebatten« in Wahrheit geht, macht er 
bereits im Vorwort deutlich: »Das Problem lautet anti
muslimischer Rassismus.« (Ebd.) Was manch einen 
veranlassen könnte, dem Autor Voreingenommenheit 
bei seiner Untersuchung vorzuwerfen, ist in Wirklich
keit erfrischend. Wissenschaft findet nicht im luftleeren 
Raum statt. Es gibt genug Meinungsmacher, die ihre 
Sichtweise mit vermeintlicher Objektivität zu kaschie
ren versuchen. Es steht Keskinkiliç gut zu Gesicht, 
gleich zu Beginn Farbe zu bekennen.

Die Kolonialkongresse fanden im Kaiserreich ab 1902 
regelmäßig statt. Neben Vertretern und Lobbyisten der 
imperialistischen Wirtschaftsbranchen und christlichen 
Missionsgesellschaften nahmen auch Wissenschaftler, 
vor allem Ethnologen und Orientalisten, Teil. Der 
zweite Kongress 1905 verzeichnete mehr als 2000 Teil
nehmer. Wie auch der von 1910 widmet er sich u.a. 
ausführlich der »Gefahr einer Islamisierung deutscher 

Kolonien«. Keskinkiliç legt dabei offen, dass zahlreiche 
der von der AfD postulierten islamfeindlichen Motive 
bereits Teil der Debatten der deutschen Kolonialherren 
waren. Schon damals wähnte sich das Kaiserreich als 
dem »rückständigen« Islam überlegen. Wenige Jahre 
bevor die deutschen Militärs und Wirtschaftseliten zum 
ersten Mal einen Weltkrieg gegen die anderen europäi
schen Mächte vom Zaun brachen, war man in Berlin 
überzeugt, »der« Islam bedeute Gewalt und Sklaverei, 
Feindschaft gegen Europa und Expansionismus. (S. 37 
f.) Die Parallelen zur Bekenntnis der Neuen Rechten 
zum »christlich-abendländischen Europa« auf der einen 
und ihrem realen Nationalchauvinismus auf der anderen 
Seite sind offensichtlich. Weitere Übereinstimmungen, 
die der Autor ausmacht, sind etwa das Motiv der »Leit
kultur«, dem Moscheebau-Verbot und der Forderung 
nach einer Deutschpflicht sowie der Behauptung, das 
Christentum sei per se humanistisch und vernünftig, 
während der Islam als archaisch, gewalttätig und irratio
nal gilt. Auch Frauenfeindlichkeit unterstellte man den 
muslimischen Männern, während in Deutschland selbst 
Frauen weder wählen noch sich in Vereinen organisieren 
durften. Wie heute muslimische Frauen mit Kopftuch 
häufig als vermeintliche Opfer entmündigt werden, 
sahen auch die männlichen Kolonialbeamten sie damals 
als unterdrückt, passiv, »ungebildet und naiv«. (S. 51)

Keskinkiliç zeigt auch, dass der moderne Kulturrassis
mus schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts vorhanden 
war. Während die Rassismus-Forschung von der Rassifi
zierung der Kultur spricht, etwa wenn die AfD Muslime 
als homogene, durch ihre Religion und Kultur determi
nierte Gruppe darstellt, bekannte der Orientalist Carl 
Heinrich Becker 1910 offen, der angebliche Gegensatz 
zwischen Islam und Christentum sei »der ganz naturge
mässe Ausdruck der natürlichen Verschiedenheit der 
Rassen«. (S. 40) Dabei ähneln sich nicht nur die Inhalte, 
sondern auch die sprachliche Form. Rechtspopulisten 
und Kolonialpolitiker teilen einen Fable für kriegerische 
und fatalistische Ausdrücke: Während der Missionar und 
Vordenker der Ökumene, Julius Richter, 1905 vom 

»grossen Kampfe zwischen Islam und Christentum« 
sprach, verkündet die AfD den unausweichlichen »Kul-
turkrieg« mit dem Islam und den Drohenden Untergang 
des Abendlandes. (S. 37) Aber auch Metaphern, die den 
Islam als Krankheit darstellen, sind beliebt. Dabei 
handelt es sich zudem offensichtlich um eine Parallele 
zum Antisemitismus mit seiner Darstellung des Juden 
als Krebsgeschwür oder Parasit.

In einem Exkurs erteilt Keskinkiliç der Behauptung, 
Antisemitismus und andere Formen von Rassismus seien 
nicht vergleichbar, eine Absage.* Vielmehr benennt er 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede. Er weist darauf 
hin, dass dieser zwar im Genozid gipfeln könne, es aber 
nicht zwangsläufig müsse, wie dies etwa Theodor 
Adorno und Max Horkheimer, aber auch Wissenschaft-
ler und Publizisten aus neokonservativen Kreisen 
behaupten. Darin liege kein Unterschied, sondern 
gerade eine Gemeinsamkeit mit anderen Formen von 
Rassismus. Es sei daran erinnert, dass die Nazis selbst 
neben Juden auch Sinti und Roma systematisch verfolg-
ten und einen Vernichtungskrieg gegen die »slavische 
Untermenschenrasse« führten. Von den Völkermorden in 
den Kolonien Europas soll hier gar nicht die Rede sein. 
Der Autor weist zudem sowohl auf die Parallelen 
zwischen antisemitischen und antimuslimischen Narra-
tiven als auch auf die historische Verflechtung dieser 
Feindbilder hin: Der Jude galt stets auch als »Orientale«. 
Als gemeinsame Zäsur kann zudem die Verfolgung und 
Vertreibung europäischer Muslime und Juden aus 
Spanien nach 1492 gelten. Heute, wo vor dem Hinter-
grund des Palästinakonflikts von vielen Seiten ein 
jüdisch-muslimischer Gegensatz konstruiert wird, wird 
der Islam oftmals mit dem Faschismus gleichgesetzt. 
Hierbei sieht Keskinkiliç nicht nur antimuslimische, 
sondern auch antisemitische Motive am Werk: Juden 
würden zum Alibi für islamfeindlichen Rassismus und 
die deutsche Schuld so gleich mit entsorgt.

Nicht zuletzt dieser gelungene Exkurs macht Keskinki-
liçs Buch lesenswert. Ansonsten liefert sein Buch zwar 
keine neuen theoretischen Erkenntnisse, denn er stützt 
sich weitgehend auf bereits etablierte Theorien und 
auch die historische Verankerung des Feindbild Islam ist 
bekannt. Aber der Autor trägt in jedem Fall zu einem 
umfangreicheren Bild der rassistischen Islamfeindlich-
keit in der deutschen Geschichte und Gegenwart bei, 
das er mit bislang nicht untersuchten Fallbeispielen 
ergänzt. Dabei entblößt er einmal mehr sowohl die kolo-
nialistische Tradition der deutschen akademischen Eliten 
als auch der neurechten Parteien.

Mehr als nur Opfer

Die Eziden erlangten in den letzten Jahren vor allem 
deshalb traurige Berühmtheit, weil 2014 der sog. Islami-
sche Staat (IS) im Irak in ihren Gebieten wütete. Die 
UN sprach in diesem Zusammenhang von einem 
Völkermord. Dieses traurige Kapitel reiht sich ein in 
eine Geschichte der Diskriminierung, die in den letzten 
150 Jahren mehrere ähnliche Ereignisse hervorgebracht 
hat. Aber die Eziden sind mehr als nur die Opfer, die von 
westlichen Politikern und Medien plötzlich entdeckt und 
für eine kurze Zeit als lebendiges, aber meist stummes 
Beispiel für die Grausamkeiten in der »islamischen Welt« 
stilisierten wurden. Ihre Geschichte, Kultur und Religi-
on sind relativ unbekannt, sowohl für die Mehrheitsge-
sellschaften in denen sie leben, als auch für jene im 
Westen. Banu Yalkut-Breddermann, die in Ankara und 
Berlin Ethnologie und Religionswissenschaften studier-
te, führt den Leser in die Thematik ein, indem sie 
zunächst von ihren eigenen ersten Berührungspunkten 
mit dem Ezidentum berichtet, kleine Anekdoten schil-
dert und erklärt, wie sie ihre Rechercheverfahren mit der 
Zeit modifiziert hat, indem sie die Interviewten zuneh-
mend die Leitung der Gespräche übernehmen ließ.
 
Der Leser erfährt Grundlegendes über das Ezidentum: 
über die nach wie vor umstrittenen Ursprünge der Reli-
gion, ihre schriftlichen und mündlichen normativen 
Überlieferungen und ihre soziale und institutionelle 
Gliederung. Auch das spannungsreiche und vielschich-
tige Verhältnis zu den großen Religionen der Region 
wird deutlich gemacht. So beziehen sich die Eziden u.a. 
auf den bekannten muslimischen Gelehrten Ḥasan 
al-Baṣrī (642-728) und auch zum Sufismus sind Paralle-
len unübersehbar. Mit den Christen teilte man die 
Erfahrung, oft Staatsbürger zweiter Klasse zu sein, und 
während des Völkermords an den Armeniern gewährten 
viele Eziden ihren christlichen Nachbarn Zuflucht. Auf 
der anderen Seite wird der von ihnen verehrte Engel Pfau 
von Christen wie auch Muslimen oftmals mit dem gefal-
lenen Engel Lucifer bzw. mit Iblīs gleichgesetzt, weshalb 
die Eziden als »Teufelsanbeter« diskriminiert und 
verfolgt wurden. Als solche stellte sie auch der IS nicht 
vor die Wahl, Kopfsteuer zu zahlen oder zu fliehen, 
sondern begann gleich mit einem erbarmungslosen 
Vernichtungsfeldzug gegen ihre Dörfer. Außerdem 
erfährt man, wieso die gängige Bezeichnung »Jezide« 

eigentlich ein abwertender Begriff ist: Er suggeriert, die 
Religion gehe auf Yazīd ibn Muʿāwiya zurück. Als 
Mörder Ḥusain ibn ʿAlīs, der von den Schiiten als dritter 
Imam verehrt wird, und als zweiter Khalif der Ummaya
den, die bei den Sunniten einen schlechten Ruf haben, 
wurde die mit seinem Namen verknüpfte Bezeichnung 
»yazīdīy« zum Stigma.

Das Siedlungsgebiet der Eziden erstreckte sich bis zu 
den politischen Verwerfungen im nahöstlichen Raum im 
19. und 20. Jahrhundert über die nördlichen Regionen 
Syriens, Iraks und Irans, den Osten der Türkei und Teile 
Armeniens und Georgiens, wohin viele von ihnen in 
dieser Zeit flohen. Während sie in der Sowjetunion, wie 
so viele Minderheiten, von den guten Bildungschancen 
profitierten, litten sie in den anderen Staaten unter zum 
Teil massiver Diskriminierung. Als Anhänger einer 
nicht als Buchreligion anerkannten Glaubensgemein
schaft wurde ihnen im Osmanischen Reich kein 
ḏimmī-Status zuerkannt. In der säkularen Türkei erging 
es ihnen nicht besser: Da das Ezidentum mit der kurdi
schen Nationalität eng verknüpft ist, passten die Eziden 
gleich doppelt nicht zum ethnisch-religiösen Nationa
lismus der Kemalisten. Als Kurden wurden sie verleug
net (»Bergtürken«) und ihre Religion nicht anerkannt, 
weshalb man ihre Pässe mit einem »X« kennzeichnete. 
Der Staat vernachlässigte ihre Siedlungsgebiete in der 
Osttürkei lange und die meisten lebten noch immer als 
Bauern, als das Militär nach dem Putsch 1980 gegen 
Linke und kurdische Nationalisten vorging und der 
Krieg mit der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
entbrandte. In dieser Zeit flohen erstmals zahlreiche 
Eziden nach Westeuropa, wo sie Asyl beantragten. Laut 
Yalkut-Breddermann leben heute 99% der türkeistäm
migen Eziden in Europa. (S. 31)

In der Diaspora macht die ezidische Community aktuell 
tiefgreifende Wandlungsprozesse durch. Wie die Auto
rin erklärt, vollziehen sich diese im Rahmen zweier 
Spannungsverhätlnisse, nämlich zwischen eigener 
Tradition und Identität auf der einen und den kulturellen 
und moralischen Ansprüchen westlich-kapitalistischer 
Gesellschaften auf der anderen Seite, sowie der Ausein
andersetzung um die Einheit von Ezidentum und kurdi
scher Nationalität. Derzeit befinde sich die ezdische 
Gemeinschaft in einem Interregnum: »Bisherige Struk
turen sind nicht mehr erkennbar, neue haben sich noch 
nicht gebildet.« (S. 39) Das öffne Perspektiven für soziale 
und theologische Reformen und Pluralität, nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass die hier geborenen Genera
tionen bereits entsprechend geprägte Bedürfnisse ausge
bildet hätten. Auf der Suche nach einer den neuen Rea
litäten entsprechenden Form, ihre religiöse Identität 
auszuleben, würden heute verschiedene Wege gegan
gen, wobei alte Strukturen, wie etwa das Kastenwesen, 
die Endogamie und die Exklusivität, zunehmend 

aufbrächen. Dabei scheint der Autorin zufolge die 
Akzeptanz innerhalb der Community, auch vonseiten 
der traditionellen Eliten, relativ hoch zu sein.

Allerdings bestehen auch im Exil Gräben und Konflikte 
innerhalb der Gemeinschaft. So etwa zwischen den 
Strömungen, die die Wurzeln des Ezidentums im Zoro
astrismus sehen und die mit der kurdischen Nationalbe
wegung eng verbunden sind, und jenen, die diesen 
Bezug ablehnen. Die erste Gruppe identifiziert das 
Ezidentum mit dem kurdischen Volk und sieht in den 
Lehren Zarathustras die gemeinsamen Wurzeln auch 
mit den kurdischen Aleviten. Diese Sichtweise dient der 
Autorin zufolge in erster Linie der Schaffung einer 
kurdisch-nationalistischen Identität und Ideologie; sie 
bilde »das Bindeglied der unterschiedlichen religiösen 
Gemeinschaften« der Kurden im Interesse einer »Ho
mogenisierung Kurdistans zu einer Nation«. (S. 119 f.) 
Die zweite Gruppe befinde sich dagegen in einem offe
neren Diskussionsprozess, in dem zum Teil einander 
völlig widersprechende Positionen nebeneinander 
bestünden und in dem auch Stimmen von Außerhalb, 
etwa aus der wissenschaftlichen Forschung, Gehör 
geschenkt werde. Indem sie derartige Querverbindun
gen zwischen der Religion selbst und ihren vielseitigen 
Verstrickungen mit den historischen wie aktuellen sozi
alen und politischen Realitäten zieht, dies mit ihren 
eigenen Erfarhungen, mit O-Tönen von Ezidinnen und 
Eziden und mit ihrer eigenen ebenso kritischen wie 
respektvollen Meinung vermischt, ist es der Autorin 
gelungen, eine interessante Einführung in dieses auch 
wenigen Islamwissenschaftlern bekannte Thema zu 
geben. Dabei beschränkt sie sich nicht nur auf histori
sche Fakten und die Nennung religiöser Schlagwörter, 
sondern gibt Einblick in die aktuellen, sehr lebendigen 
und dynamischen Prozesse innerhalb dieser Gemein
schaft.

Yalkut Breddermann, Banu. 
„Das Volk des Engel Pfau: Die 
Eziden.“ 
Berlin: Hans Schiler, 2019. 
152 Seiten. 
ISBN 978-3-89-930125-0.
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+  In einer ersten Version hieß es, Keskinkiliç erteile der Behauptung, 
Antisemitismus sei keine Form des Rassismus, eine Absage. Der Autor hat 
uns dankenswerterweise darauf hingewiesen, dass dies so nicht im Buch 
steht.



Der Politikwissenschaftler Ozan Zakariya Keskinkiliç 
geht in seiner Untersuchung der Frage nach den Paral
lelen zwischen den aktuellen antimuslimischen Diskur
sen, insbesondere der AfD, und denen im Deutschen 
Kaiserreich nach. Er vergleicht dafür schriftliche Quel
len und Reden von AfD-Politikern mit den Debatten, 
die auf den beiden Deutschen Kolonialkongressen 1905 
und 1910 geführt wurden. Dabei geht er davon aus, dass 
antimuslimische Narrative und Stereotype »weit mehr 
über die Produzenten des Diskurses als über sein Objekt« 
(S. 8) aussagen. Worum es seiner Meinung nach bei 
diesen »Islamdebatten« in Wahrheit geht, macht er 
bereits im Vorwort deutlich: »Das Problem lautet anti
muslimischer Rassismus.« (Ebd.) Was manch einen 
veranlassen könnte, dem Autor Voreingenommenheit 
bei seiner Untersuchung vorzuwerfen, ist in Wirklich
keit erfrischend. Wissenschaft findet nicht im luftleeren 
Raum statt. Es gibt genug Meinungsmacher, die ihre 
Sichtweise mit vermeintlicher Objektivität zu kaschie
ren versuchen. Es steht Keskinkiliç gut zu Gesicht, 
gleich zu Beginn Farbe zu bekennen.

Die Kolonialkongresse fanden im Kaiserreich ab 1902 
regelmäßig statt. Neben Vertretern und Lobbyisten der 
imperialistischen Wirtschaftsbranchen und christlichen 
Missionsgesellschaften nahmen auch Wissenschaftler, 
vor allem Ethnologen und Orientalisten, Teil. Der 
zweite Kongress 1905 verzeichnete mehr als 2000 Teil
nehmer. Wie auch der von 1910 widmet er sich u.a. 
ausführlich der »Gefahr einer Islamisierung deutscher 

Kolonien«. Keskinkiliç legt dabei offen, dass zahlreiche 
der von der AfD postulierten islamfeindlichen Motive 
bereits Teil der Debatten der deutschen Kolonialherren 
waren. Schon damals wähnte sich das Kaiserreich als 
dem »rückständigen« Islam überlegen. Wenige Jahre 
bevor die deutschen Militärs und Wirtschaftseliten zum 
ersten Mal einen Weltkrieg gegen die anderen europäi
schen Mächte vom Zaun brachen, war man in Berlin 
überzeugt, »der« Islam bedeute Gewalt und Sklaverei, 
Feindschaft gegen Europa und Expansionismus. (S. 37 
f.) Die Parallelen zur Bekenntnis der Neuen Rechten 
zum »christlich-abendländischen Europa« auf der einen 
und ihrem realen Nationalchauvinismus auf der anderen 
Seite sind offensichtlich. Weitere Übereinstimmungen, 
die der Autor ausmacht, sind etwa das Motiv der »Leit
kultur«, dem Moscheebau-Verbot und der Forderung 
nach einer Deutschpflicht sowie der Behauptung, das 
Christentum sei per se humanistisch und vernünftig, 
während der Islam als archaisch, gewalttätig und irratio
nal gilt. Auch Frauenfeindlichkeit unterstellte man den 
muslimischen Männern, während in Deutschland selbst 
Frauen weder wählen noch sich in Vereinen organisieren 
durften. Wie heute muslimische Frauen mit Kopftuch 
häufig als vermeintliche Opfer entmündigt werden, 
sahen auch die männlichen Kolonialbeamten sie damals 
als unterdrückt, passiv, »ungebildet und naiv«. (S. 51)

Keskinkiliç zeigt auch, dass der moderne Kulturrassis
mus schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts vorhanden 
war. Während die Rassismus-Forschung von der Rassifi
zierung der Kultur spricht, etwa wenn die AfD Muslime 
als homogene, durch ihre Religion und Kultur determi
nierte Gruppe darstellt, bekannte der Orientalist Carl 
Heinrich Becker 1910 offen, der angebliche Gegensatz 
zwischen Islam und Christentum sei »der ganz naturge
mässe Ausdruck der natürlichen Verschiedenheit der 
Rassen«. (S. 40) Dabei ähneln sich nicht nur die Inhalte, 
sondern auch die sprachliche Form. Rechtspopulisten 
und Kolonialpolitiker teilen einen Fable für kriegerische 
und fatalistische Ausdrücke: Während der Missionar und 
Vordenker der Ökumene, Julius Richter, 1905 vom 

»grossen Kampfe zwischen Islam und Christentum« 
sprach, verkündet die AfD den unausweichlichen »Kul
turkrieg« mit dem Islam und den Drohenden Untergang 
des Abendlandes. (S. 37) Aber auch Metaphern, die den 
Islam als Krankheit darstellen, sind beliebt. Dabei 
handelt es sich zudem offensichtlich um eine Parallele 
zum Antisemitismus mit seiner Darstellung des Juden 
als Krebsgeschwür oder Parasit.

In einem Exkurs erteilt Keskinkiliç der Behauptung, 
Antisemitismus und andere Formen von Rassismus seien 
nicht vergleichbar, eine Absage.* Vielmehr benennt er 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede. Er weist darauf 
hin, dass dieser zwar im Genozid gipfeln könne, es aber 
nicht zwangsläufig müsse, wie dies etwa Theodor 
Adorno und Max Horkheimer, aber auch Wissenschaft
ler und Publizisten aus neokonservativen Kreisen 
behaupten. Darin liege kein Unterschied, sondern 
gerade eine Gemeinsamkeit mit anderen Formen von 
Rassismus. Es sei daran erinnert, dass die Nazis selbst 
neben Juden auch Sinti und Roma systematisch verfolg
ten und einen Vernichtungskrieg gegen die »slavische 
Untermenschenrasse« führten. Von den Völkermorden in 
den Kolonien Europas soll hier gar nicht die Rede sein. 
Der Autor weist zudem sowohl auf die Parallelen 
zwischen antisemitischen und antimuslimischen Narra
tiven als auch auf die historische Verflechtung dieser 
Feindbilder hin: Der Jude galt stets auch als »Orientale«. 
Als gemeinsame Zäsur kann zudem die Verfolgung und 
Vertreibung europäischer Muslime und Juden aus 
Spanien nach 1492 gelten. Heute, wo vor dem Hinter
grund des Palästinakonflikts von vielen Seiten ein 
jüdisch-muslimischer Gegensatz konstruiert wird, wird 
der Islam oftmals mit dem Faschismus gleichgesetzt. 
Hierbei sieht Keskinkiliç nicht nur antimuslimische, 
sondern auch antisemitische Motive am Werk: Juden 
würden zum Alibi für islamfeindlichen Rassismus und 
die deutsche Schuld so gleich mit entsorgt.

Nicht zuletzt dieser gelungene Exkurs macht Keskinki
liçs Buch lesenswert. Ansonsten liefert sein Buch zwar 
keine neuen theoretischen Erkenntnisse, denn er stützt 
sich weitgehend auf bereits etablierte Theorien und 
auch die historische Verankerung des Feindbild Islam ist 
bekannt. Aber der Autor trägt in jedem Fall zu einem 
umfangreicheren Bild der rassistischen Islamfeindlich
keit in der deutschen Geschichte und Gegenwart bei, 
das er mit bislang nicht untersuchten Fallbeispielen 
ergänzt. Dabei entblößt er einmal mehr sowohl die kolo
nialistische Tradition der deutschen akademischen Eliten 
als auch der neurechten Parteien.

Die Eziden erlangten in den letzten Jahren vor allem 
deshalb traurige Berühmtheit, weil 2014 der sog. Islami
sche Staat (IS) im Irak in ihren Gebieten wütete. Die 
UN sprach in diesem Zusammenhang von einem 
Völkermord. Dieses traurige Kapitel reiht sich ein in 
eine Geschichte der Diskriminierung, die in den letzten 
150 Jahren mehrere ähnliche Ereignisse hervorgebracht 
hat. Aber die Eziden sind mehr als nur die Opfer, die von 
westlichen Politikern und Medien plötzlich entdeckt und 
für eine kurze Zeit als lebendiges, aber meist stummes 
Beispiel für die Grausamkeiten in der »islamischen Welt« 
stilisierten wurden. Ihre Geschichte, Kultur und Religi
on sind relativ unbekannt, sowohl für die Mehrheitsge
sellschaften in denen sie leben, als auch für jene im 
Westen. Banu Yalkut-Breddermann, die in Ankara und 
Berlin Ethnologie und Religionswissenschaften studier
te, führt den Leser in die Thematik ein, indem sie 
zunächst von ihren eigenen ersten Berührungspunkten 
mit dem Ezidentum berichtet, kleine Anekdoten schil
dert und erklärt, wie sie ihre Rechercheverfahren mit der 
Zeit modifiziert hat, indem sie die Interviewten zuneh
mend die Leitung der Gespräche übernehmen ließ.

Der Leser erfährt Grundlegendes über das Ezidentum: 
über die nach wie vor umstrittenen Ursprünge der Reli
gion, ihre schriftlichen und mündlichen normativen 

nelle 
Gliederung. Auch das spannungsreiche und vielschich
tige Verhältnis zu den großen Religionen der Region 
wird deutlich gemacht. So beziehen sich die Eziden u.a. 
auf den bekannten muslimischen Gelehrten Ḥasan 
al-Baṣrī (642-728) und auch zum Sufismus sind Paralle
len unübersehbar. Mit den Christen teilte man die 
Erfahrung, oft Staatsbürger zweiter Klasse zu sein, und 
während des Völkermords an den Armeniern gewährten 
viele Eziden ihren christlichen Nachbarn Zuflucht. Auf 
der anderen Seite wird der von ihnen verehrte Engel Pfau 
von Christen wie auch Muslimen oftmals mit dem gefal
lenen Engel Lucifer bzw. mit Iblīs gleichgesetzt, weshalb 
die Eziden als »Teufelsanbeter« diskriminiert und 
verfolgt wurden. Als solche stellte sie auch der IS nicht 
vor die Wahl, Kopfsteuer zu zahlen oder zu fliehen, 
sondern begann gleich mit einem erbarmungslosen 
Vernichtungsfeldzug gegen ihre Dörfer. Außerdem 
erfährt man, wieso die gängige Bezeichnung »Jezide« 

eigentlich ein abwertender Begriff ist: Er suggeriert, die 
Religion gehe auf Yazīd ibn Muʿāwiya zurück. Als 
Mörder Ḥusain ibn ʿAlīs, der von den Schiiten als dritter 
Imam verehrt wird, und als zweiter Khalif der Ummaya-
den, die bei den Sunniten einen schlechten Ruf haben, 
wurde die mit seinem Namen verknüpfte Bezeichnung 
»yazīdīy« zum Stigma.

Das Siedlungsgebiet der Eziden erstreckte sich bis zu 
den politischen Verwerfungen im nahöstlichen Raum im 
19. und 20. Jahrhundert über die nördlichen Regionen 
Syriens, Iraks und Irans, den Osten der Türkei und Teile 
Armeniens und Georgiens, wohin viele von ihnen in 
dieser Zeit flohen. Während sie in der Sowjetunion, wie 
so viele Minderheiten, von den guten Bildungschancen 
profitierten, litten sie in den anderen Staaten unter zum 
Teil massiver Diskriminierung. Als Anhänger einer 
nicht als Buchreligion anerkannten Glaubensgemein-
schaft wurde ihnen im Osmanischen Reich kein 
ḏimmī-Status zuerkannt. In der säkularen Türkei erging 
es ihnen nicht besser: Da das Ezidentum mit der kurdi-
schen Nationalität eng verknüpft ist, passten die Eziden 
gleich doppelt nicht zum ethnisch-religiösen Nationa-
lismus der Kemalisten. Als Kurden wurden sie verleug-
net (»Bergtürken«) und ihre Religion nicht anerkannt, 
weshalb man ihre Pässe mit einem »X« kennzeichnete. 
Der Staat vernachlässigte ihre Siedlungsgebiete in der 
Osttürkei lange und die meisten lebten noch immer als 
Bauern, als das Militär nach dem Putsch 1980 gegen 
Linke und kurdische Nationalisten vorging und der 
Krieg mit der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
entbrandte. In dieser Zeit flohen erstmals zahlreiche 
Eziden nach Westeuropa, wo sie Asyl beantragten. Laut 
Yalkut-Breddermann leben heute 99% der türkeistäm-
migen Eziden in Europa. (S. 31)

In der Diaspora macht die ezidische Community aktuell 
tiefgreifende Wandlungsprozesse durch. Wie die Auto-
rin erklärt, vollziehen sich diese im Rahmen zweier 
Spannungsverhätlnisse, nämlich zwischen eigener 
Tradition und Identität auf der einen und den kulturellen 
und moralischen Ansprüchen westlich-kapitalistischer 
Gesellschaften auf der anderen Seite, sowie der Ausein-
andersetzung um die Einheit von Ezidentum und kurdi-
scher Nationalität. Derzeit befinde sich die ezdische 
Gemeinschaft in einem Interregnum: »Bisherige Struk-
turen sind nicht mehr erkennbar, neue haben sich noch 
nicht gebildet.« (S. 39) Das öffne Perspektiven für soziale 
und theologische Reformen und Pluralität, nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass die hier geborenen Genera-
tionen bereits entsprechend geprägte Bedürfnisse ausge-
bildet hätten. Auf der Suche nach einer den neuen Rea-
litäten entsprechenden Form, ihre religiöse Identität 
auszuleben, würden heute verschiedene Wege gegan-
gen, wobei alte Strukturen, wie etwa das Kastenwesen, 
die Endogamie und die Exklusivität, zunehmend 

aufbrächen. Dabei scheint der Autorin zufolge die 
Akzeptanz innerhalb der Community, auch vonseiten 
der traditionellen Eliten, relativ hoch zu sein.

Allerdings bestehen auch im Exil Gräben und Konflikte 
innerhalb der Gemeinschaft. So etwa zwischen den 
Strömungen, die die Wurzeln des Ezidentums im Zoro-
astrismus sehen und die mit der kurdischen Nationalbe-
wegung eng verbunden sind, und jenen, die diesen 
Bezug ablehnen. Die erste Gruppe identifiziert das 
Ezidentum mit dem kurdischen Volk und sieht in den 
Lehren Zarathustras die gemeinsamen Wurzeln auch 
mit den kurdischen Aleviten. Diese Sichtweise dient der 
Autorin zufolge in erster Linie der Schaffung einer 
kurdisch-nationalistischen Identität und Ideologie; sie 
bilde »das Bindeglied der unterschiedlichen religiösen 
Gemeinschaften« der Kurden im Interesse einer »Ho-
mogenisierung Kurdistans zu einer Nation«. (S. 119 f.) 
Die zweite Gruppe befinde sich dagegen in einem offe-
neren Diskussionsprozess, in dem zum Teil einander 
völlig widersprechende Positionen nebeneinander 
bestünden und in dem auch Stimmen von Außerhalb, 
etwa aus der wissenschaftlichen Forschung, Gehör 
geschenkt werde. Indem sie derartige Querverbindun-
gen zwischen der Religion selbst und ihren vielseitigen 
Verstrickungen mit den historischen wie aktuellen sozi-
alen und politischen Realitäten zieht, dies mit ihren 
eigenen Erfarhungen, mit O-Tönen von Ezidinnen und 
Eziden und mit ihrer eigenen ebenso kritischen wie 
respektvollen Meinung vermischt, ist es der Autorin 
gelungen, eine interessante Einführung in dieses auch 
wenigen Islamwissenschaftlern bekannte Thema zu 
geben. Dabei beschränkt sie sich nicht nur auf histori-
sche Fakten und die Nennung religiöser Schlagwörter, 
sondern gibt Einblick in die aktuellen, sehr lebendigen 
und dynamischen Prozesse innerhalb dieser Gemein-
schaft.
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Auf den Spuren Abdel Krims

Gerit von Leitner ist ausgebildete Historikerin und 
Pädagogin und arbeitet seit Jahren im Medienbereich. 
So erschien auch das vorliegende Buch, allerdings 
gekürzt, zunächst als Hörspiel-Feature beim Deutsch-
landfunk. Die Autorin nimmt ihre Leser mit auf eine 
Erkundungstour und berichtet, wie sie in der nordma-

rokkanischen Großstadt Tāza über die vielleicht größte 
Persönlichkeit in der Geschichte Marokkos stolpert: 
ʿAbdu-l-Karīm al-Ḫaṭṭābī, in der deutschen Literatur 
meist Abdel Krim genannt, führte von 1921-1926 einen 
erbitterten Befreiungskrieg in der nordmarokkanischen 
Rīf-Region gegen eine spanisch-französische Kolonial
koalition. In von Leitners Buch kommen vor allem 
Rīf-Bewohner zu Wort, die zu dem Thema geforscht 
haben oder als Zeitzeugen berichten. Damit gibt das 
Buch zumindest einen Einblick in die indigene kultu
relle und wissenschaftliche Aneignung dieses histori
schen Themas, eine Perspektive, die im europäischen 
Diskurs bis heute oft genug zu kurz kommt, wenn sie 
nicht sogar ganz fehlt.

Unter Arabern populär, erlangte ʿAbdu-l-Karīm im 
Westen nie die Bekanntheit wie etwa der vietnamesi
sche Freiheitskämpfer Ho Chi Minh, der chinesische 
Staatsgründer Mao Zedong oder der lateinamerikani
sche Revolutionär Ernesto Che Guervara, für die er ein 
Vorbild war. Das gilt nach eigenem Bekunden auch für 
die Autorin selbst: »Ich habe von Abdelkrim noch nie 
gehört«, (S. 16) schreibt sie zu Beginn - vielleicht 
handelt es sich aber auch nur um einen stilistischen 
Trick, um die Hörer bzw. Leser abzuholen. Die relative 
Unbekanntheit ʿAbdu-l-Karīms dürfte auch daran 
liegen, dass er zwar seinerzeit die europäischen Kolonial
herren das Fürchten lehrte, sein Befreiungskrieg aber 
letztlich scheiterte. Die von ihm angewandte Guerilla
taktik jedoch wurde von der chinesischen Volksbefrei
ungsarmee und den Vietminh höchst erfolgreich kopiert 
und Che Guevara besuchte sein Idol kurz nach der 
kubanischen Revolution 1959 in Kairo. Schon während 
des Krieges »leisteten Linke, Sozialisten und Frauen 
Widerstand in Frankreich.« (S. 34) Von sowjetischer 
Seite wurden die gegen die Rebellen eingesetzten Che
miewaffen ironisch als »die neuesten Gaben der Zivilisa
tion« (Ebd.) bezeichnet.

War der Rīf-Aufstand für nationale Befreiungsbewe
gungen und die politische Linke ein positiver Bezugs
punkt, so wirkte der spanische Kolonialkrieg ähnlich 
verbindend auf Europas Reaktionäre: Frankreich und 
Spanien, die sich ansonsten um den Einfluss in Marokko 
stritten, arbeiteten eng zusammen, wenn es darum ging, 
jeden Befreiungsversuch der Kolonisierten im Keim zu 
ersticken. Und auch Deutschland, das Anfang des 20. 
Jahrhunderts seine Interessen in Marokko gegenüber den 
beiden Konkurrenten mehrfach und aggressiv angemel
det hatte, half bei der Niederschlagung der Rīf-Bewe
gung. Das Giftgas, das, wie man im Buch erfährt, in 
Marokko erstmalig in großem Stil aus der Luft einge
setzt wurde, stammte aus der Weimarer Republik. 
Tatsächlich fanden in Marokko 1913 auch schon die 
ersten Flugzeugbombardements der Geschichte statt. 
Die Sprengkörper stammten aus dem Kaiserreich. Im 

Rīf versündigte sich Deutschland also gleich mehrfach - 
zuerst mit »kaiserlichen« Bomben, später mit »demokra
tischem« Giftgas. Daneben kann dieser Krieg als einer 
der vielen Väter des Faschismus gelten: Durch seine 
»Heldentaten« bei der Aufstandsbekämpfung - »er 
erlaubte seinen Legionären, die Opfer zu verstümmeln 
und zu töten« (S. 31) - stieg ein spanischer Offizier zum 
jüngsten General Europas auf. Sein Name war Francisco 
Franco. Die Kontakte, die er während des Rīf-Kriegs zu 
deutschen Handelsvertretern schloss, vermittelten ihm 
bei seinem Putsch 1936 den für den Sieg entscheidenden 
Kontakt zu Hitler.

Noch heute wirken Kolonialismus und Rīf-Krieg nach: 
Im Buch benannt werden Marokkos Rolle in der 
EU-Flüchtlingsabwehr, die hohe Krebsrate unter der 
Rīf-Bevölkerung als Folge der Chemiewaffeneinsätze, 
das fehlende Interesse des Herrscherhauses an histori
scher Aufklärung und die »Barbarei des islamistischen 
Terrors« als »ein zeitverschobenes Echo auf die Zurich
tung des arabischen Raums im Namen westlicher Zivili
sation«. (S. 100) ʿAbdu-l-Karīm und seine Rīf-Republik 
stehen symbolhaft sowohl für den Widerstand gegen 
den Kolonialismus, wie auch als Alternative zur marok
kanischen Monarchie und zum Islamismus. Noch 
immer tragen junge Leute stolz T-Shirts mit seinem 
Konterfei; als nach dem Tod eines jungen Fischhändlers 
in al-Ḥusayma im November 2016 soziale Unruhen 
ausbrachen, hielten Demonstranten Fotos von 
ʿAbdu-l-Karīm hoch. 

Was ein Radio-Feature einem Text in Sachen auditiver 
Inszenierung und Stimmungsgestaltung voraushat, 
macht das Buch durch visuelle Gestaltung und vertiefte 
Ausführungen wett. Zahlreiche Fotos aus Tāza, Tiṭwān 
oder al-Ḥusayma, historische Ablichtungen von ʿAbdu 
l-Karīm, General Franco und Che Guevara, von Solda
ten und Kriegseinsätzen, von Friedensdemonstrationen 
und Zeitungsartikeln, Aufnahmen von Rīf-Bewohnern 
in ihrem Alltag und bei den jüngsten Protesten sowie 
Portraits von den Interviewten ergänzen die Reportage 
und vermitteln vielseitige Eindrücke. Im Gegensatz zur 
englischen, französischen oder spanischen ist die 
deutschsprachige Literatur zu ʿAbdu-l-Karīm nach wie 
vor dünn gestreut. Die Bücher bekommt man - wenn 
überhaupt - nur antiquarisch und für teures Geld. Von 
Leitners Buch kann die Lücke einer wissenschaftlichen 
oder klassischen biografischen Arbeit nicht schließen. 
Aber die Autorin hat eine interessante und leicht 
zugängliche Reportage vorgelegt, die auf spannende 
Weise Grundwissen zu einem wichtigen Thema vermit
telt und vielfältige Bezüge zur aktuellen Realität 
herstellt, wobei sie stets Betroffene zu Wort kommen 
lässt und sich an deren Berichten und Ansichten entlang 
den Weg bahnt.
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Der Politikwissenschaftler Ozan Zakariya Keskinkiliç 
geht in seiner Untersuchung der Frage nach den Paral
lelen zwischen den aktuellen antimuslimischen Diskur
sen, insbesondere der AfD, und denen im Deutschen 
Kaiserreich nach. Er vergleicht dafür schriftliche Quel
len und Reden von AfD-Politikern mit den Debatten, 
die auf den beiden Deutschen Kolonialkongressen 1905 
und 1910 geführt wurden. Dabei geht er davon aus, dass 
antimuslimische Narrative und Stereotype »weit mehr 
über die Produzenten des Diskurses als über sein Objekt« 
(S. 8) aussagen. Worum es seiner Meinung nach bei 
diesen »Islamdebatten« in Wahrheit geht, macht er 
bereits im Vorwort deutlich: »Das Problem lautet anti
muslimischer Rassismus.« (Ebd.) Was manch einen 
veranlassen könnte, dem Autor Voreingenommenheit 
bei seiner Untersuchung vorzuwerfen, ist in Wirklich
keit erfrischend. Wissenschaft findet nicht im luftleeren 
Raum statt. Es gibt genug Meinungsmacher, die ihre 
Sichtweise mit vermeintlicher Objektivität zu kaschie
ren versuchen. Es steht Keskinkiliç gut zu Gesicht, 
gleich zu Beginn Farbe zu bekennen.

Die Kolonialkongresse fanden im Kaiserreich ab 1902 
regelmäßig statt. Neben Vertretern und Lobbyisten der 
imperialistischen Wirtschaftsbranchen und christlichen 
Missionsgesellschaften nahmen auch Wissenschaftler, 
vor allem Ethnologen und Orientalisten, Teil. Der 
zweite Kongress 1905 verzeichnete mehr als 2000 Teil
nehmer. Wie auch der von 1910 widmet er sich u.a. 
ausführlich der »Gefahr einer Islamisierung deutscher 

Kolonien«. Keskinkiliç legt dabei offen, dass zahlreiche 
der von der AfD postulierten islamfeindlichen Motive 
bereits Teil der Debatten der deutschen Kolonialherren 
waren. Schon damals wähnte sich das Kaiserreich als 
dem »rückständigen« Islam überlegen. Wenige Jahre 
bevor die deutschen Militärs und Wirtschaftseliten zum 
ersten Mal einen Weltkrieg gegen die anderen europäi
schen Mächte vom Zaun brachen, war man in Berlin 
überzeugt, »der« Islam bedeute Gewalt und Sklaverei, 
Feindschaft gegen Europa und Expansionismus. (S. 37 
f.) Die Parallelen zur Bekenntnis der Neuen Rechten 
zum »christlich-abendländischen Europa« auf der einen 
und ihrem realen Nationalchauvinismus auf der anderen 
Seite sind offensichtlich. Weitere Übereinstimmungen, 
die der Autor ausmacht, sind etwa das Motiv der »Leit
kultur«, dem Moscheebau-Verbot und der Forderung 
nach einer Deutschpflicht sowie der Behauptung, das 
Christentum sei per se humanistisch und vernünftig, 
während der Islam als archaisch, gewalttätig und irratio
nal gilt. Auch Frauenfeindlichkeit unterstellte man den 
muslimischen Männern, während in Deutschland selbst 
Frauen weder wählen noch sich in Vereinen organisieren 
durften. Wie heute muslimische Frauen mit Kopftuch 
häufig als vermeintliche Opfer entmündigt werden, 
sahen auch die männlichen Kolonialbeamten sie damals 
als unterdrückt, passiv, »ungebildet und naiv«. (S. 51)

Keskinkiliç zeigt auch, dass der moderne Kulturrassis
mus schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts vorhanden 
war. Während die Rassismus-Forschung von der Rassifi
zierung der Kultur spricht, etwa wenn die AfD Muslime 
als homogene, durch ihre Religion und Kultur determi
nierte Gruppe darstellt, bekannte der Orientalist Carl 
Heinrich Becker 1910 offen, der angebliche Gegensatz 
zwischen Islam und Christentum sei »der ganz naturge
mässe Ausdruck der natürlichen Verschiedenheit der 
Rassen«. (S. 40) Dabei ähneln sich nicht nur die Inhalte, 
sondern auch die sprachliche Form. Rechtspopulisten 
und Kolonialpolitiker teilen einen Fable für kriegerische 
und fatalistische Ausdrücke: Während der Missionar und 
Vordenker der Ökumene, Julius Richter, 1905 vom 

»grossen Kampfe zwischen Islam und Christentum« 
sprach, verkündet die AfD den unausweichlichen »Kul
turkrieg« mit dem Islam und den Drohenden Untergang 
des Abendlandes. (S. 37) Aber auch Metaphern, die den 
Islam als Krankheit darstellen, sind beliebt. Dabei 
handelt es sich zudem offensichtlich um eine Parallele 
zum Antisemitismus mit seiner Darstellung des Juden 
als Krebsgeschwür oder Parasit.

In einem Exkurs erteilt Keskinkiliç der Behauptung, 
Antisemitismus und andere Formen von Rassismus seien 
nicht vergleichbar, eine Absage.* Vielmehr benennt er 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede. Er weist darauf 
hin, dass dieser zwar im Genozid gipfeln könne, es aber 
nicht zwangsläufig müsse, wie dies etwa Theodor 
Adorno und Max Horkheimer, aber auch Wissenschaft
ler und Publizisten aus neokonservativen Kreisen 
behaupten. Darin liege kein Unterschied, sondern 
gerade eine Gemeinsamkeit mit anderen Formen von 
Rassismus. Es sei daran erinnert, dass die Nazis selbst 
neben Juden auch Sinti und Roma systematisch verfolg
ten und einen Vernichtungskrieg gegen die »slavische 
Untermenschenrasse« führten. Von den Völkermorden in 
den Kolonien Europas soll hier gar nicht die Rede sein. 
Der Autor weist zudem sowohl auf die Parallelen 
zwischen antisemitischen und antimuslimischen Narra
tiven als auch auf die historische Verflechtung dieser 
Feindbilder hin: Der Jude galt stets auch als »Orientale«. 
Als gemeinsame Zäsur kann zudem die Verfolgung und 
Vertreibung europäischer Muslime und Juden aus 
Spanien nach 1492 gelten. Heute, wo vor dem Hinter
grund des Palästinakonflikts von vielen Seiten ein 
jüdisch-muslimischer Gegensatz konstruiert wird, wird 
der Islam oftmals mit dem Faschismus gleichgesetzt. 
Hierbei sieht Keskinkiliç nicht nur antimuslimische, 
sondern auch antisemitische Motive am Werk: Juden 
würden zum Alibi für islamfeindlichen Rassismus und 
die deutsche Schuld so gleich mit entsorgt.

Nicht zuletzt dieser gelungene Exkurs macht Keskinki
liçs Buch lesenswert. Ansonsten liefert sein Buch zwar 
keine neuen theoretischen Erkenntnisse, denn er stützt 
sich weitgehend auf bereits etablierte Theorien und 
auch die historische Verankerung des Feindbild Islam ist 
bekannt. Aber der Autor trägt in jedem Fall zu einem 
umfangreicheren Bild der rassistischen Islamfeindlich
keit in der deutschen Geschichte und Gegenwart bei, 
das er mit bislang nicht untersuchten Fallbeispielen 
ergänzt. Dabei entblößt er einmal mehr sowohl die kolo
nialistische Tradition der deutschen akademischen Eliten 
als auch der neurechten Parteien.

Die Eziden erlangten in den letzten Jahren vor allem 
deshalb traurige Berühmtheit, weil 2014 der sog. Islami
sche Staat (IS) im Irak in ihren Gebieten wütete. Die 
UN sprach in diesem Zusammenhang von einem 
Völkermord. Dieses traurige Kapitel reiht sich ein in 
eine Geschichte der Diskriminierung, die in den letzten 
150 Jahren mehrere ähnliche Ereignisse hervorgebracht 
hat. Aber die Eziden sind mehr als nur die Opfer, die von 
westlichen Politikern und Medien plötzlich entdeckt und 
für eine kurze Zeit als lebendiges, aber meist stummes 
Beispiel für die Grausamkeiten in der »islamischen Welt« 
stilisierten wurden. Ihre Geschichte, Kultur und Religi
on sind relativ unbekannt, sowohl für die Mehrheitsge
sellschaften in denen sie leben, als auch für jene im 
Westen. Banu Yalkut-Breddermann, die in Ankara und 
Berlin Ethnologie und Religionswissenschaften studier
te, führt den Leser in die Thematik ein, indem sie 
zunächst von ihren eigenen ersten Berührungspunkten 
mit dem Ezidentum berichtet, kleine Anekdoten schil
dert und erklärt, wie sie ihre Rechercheverfahren mit der 
Zeit modifiziert hat, indem sie die Interviewten zuneh
mend die Leitung der Gespräche übernehmen ließ.

Der Leser erfährt Grundlegendes über das Ezidentum: 
über die nach wie vor umstrittenen Ursprünge der Reli
gion, ihre schriftlichen und mündlichen normativen 

Gliederung. Auch das spannungsreiche und vielschich
tige Verhältnis zu den großen Religionen der Region 
wird deutlich gemacht. So beziehen sich die Eziden u.a. 
auf den bekannten muslimischen Gelehrten Ḥasan 
al-Baṣrī (642-728) und auch zum Sufismus sind Paralle
len unübersehbar. Mit den Christen teilte man die 
Erfahrung, oft Staatsbürger zweiter Klasse zu sein, und 
während des Völkermords an den Armeniern gewährten 
viele Eziden ihren christlichen Nachbarn Zuflucht. Auf 
der anderen Seite wird der von ihnen verehrte Engel Pfau
von Christen wie auch Muslimen oftmals mit dem gefal
lenen Engel Lucifer bzw. mit Iblīs gleichgesetzt, weshalb 
die Eziden als »Teufelsanbeter« diskriminiert und 
verfolgt wurden. Als solche stellte sie auch der IS nicht 
vor die Wahl, Kopfsteuer zu zahlen oder zu fliehen, 
sondern begann gleich mit einem erbarmungslosen 
Vernichtungsfeldzug gegen ihre Dörfer. Außerdem 
erfährt man, wieso die gängige Bezeichnung »Jezide« 

eigentlich ein abwertender Begriff ist: Er suggeriert, die 
Religion gehe auf Yazīd ibn Muʿāwiya zurück. Als 
Mörder Ḥusain ibn ʿAlīs, der von den Schiiten als dritter 
Imam verehrt wird, und als zweiter Khalif der Ummaya
den, die bei den Sunniten einen schlechten Ruf haben, 
wurde die mit seinem Namen verknüpfte Bezeichnung 
»yazīdīy« zum Stigma.

Das Siedlungsgebiet der Eziden erstreckte sich bis zu 
den politischen Verwerfungen im nahöstlichen Raum im 
19. und 20. Jahrhundert über die nördlichen Regionen 
Syriens, Iraks und Irans, den Osten der Türkei und Teile 
Armeniens und Georgiens, wohin viele von ihnen in 
dieser Zeit flohen. Während sie in der Sowjetunion, wie 
so viele Minderheiten, von den guten Bildungschancen 
profitierten, litten sie in den anderen Staaten unter zum 
Teil massiver Diskriminierung. Als Anhänger einer 
nicht als Buchreligion anerkannten Glaubensgemein
schaft wurde ihnen im Osmanischen Reich kein 
ḏimmī-Status zuerkannt. In der säkularen Türkei erging 
es ihnen nicht besser: Da das Ezidentum mit der kurdi
schen Nationalität eng verknüpft ist, passten die Eziden 
gleich doppelt nicht zum ethnisch-religiösen Nationa
lismus der Kemalisten. Als Kurden wurden sie verleug
net (»Bergtürken«) und ihre Religion nicht anerkannt, 
weshalb man ihre Pässe mit einem »X« kennzeichnete. 
Der Staat vernachlässigte ihre Siedlungsgebiete in der 
Osttürkei lange und die meisten lebten noch immer als 
Bauern, als das Militär nach dem Putsch 1980 gegen 
Linke und kurdische Nationalisten vorging und der 
Krieg mit der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
entbrandte. In dieser Zeit flohen erstmals zahlreiche 
Eziden nach Westeuropa, wo sie Asyl beantragten. Laut 
Yalkut-Breddermann leben heute 99% der türkeistäm
migen Eziden in Europa. (S. 31)

In der Diaspora macht die ezidische Community aktuell 
tiefgreifende Wandlungsprozesse durch. Wie die Auto
rin erklärt, vollziehen sich diese im Rahmen zweier 
Spannungsverhätlnisse, nämlich zwischen eigener 
Tradition und Identität auf der einen und den kulturellen 
und moralischen Ansprüchen westlich-kapitalistischer 
Gesellschaften auf der anderen Seite, sowie der Ausein
andersetzung um die Einheit von Ezidentum und kurdi
scher Nationalität. Derzeit befinde sich die ezdische 
Gemeinschaft in einem Interregnum: »Bisherige Struk
turen sind nicht mehr erkennbar, neue haben sich noch 
nicht gebildet.« (S. 39) Das öffne Perspektiven für soziale 
und theologische Reformen und Pluralität, nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass die hier geborenen Genera
tionen bereits entsprechend geprägte Bedürfnisse ausge
bildet hätten. Auf der Suche nach einer den neuen Rea
litäten entsprechenden Form, ihre religiöse Identität 
auszuleben, würden heute verschiedene Wege gegan
gen, wobei alte Strukturen, wie etwa das Kastenwesen, 
die Endogamie und die Exklusivität, zunehmend 

aufbrächen. Dabei scheint der Autorin zufolge die 
Akzeptanz innerhalb der Community, auch vonseiten 
der traditionellen Eliten, relativ hoch zu sein.

Allerdings bestehen auch im Exil Gräben und Konflikte 
innerhalb der Gemeinschaft. So etwa zwischen den 
Strömungen, die die Wurzeln des Ezidentums im Zoro
astrismus sehen und die mit der kurdischen Nationalbe
wegung eng verbunden sind, und jenen, die diesen 
Bezug ablehnen. Die erste Gruppe identifiziert das 
Ezidentum mit dem kurdischen Volk und sieht in den 
Lehren Zarathustras die gemeinsamen Wurzeln auch 
mit den kurdischen Aleviten. Diese Sichtweise dient der 
Autorin zufolge in erster Linie der Schaffung einer 
kurdisch-nationalistischen Identität und Ideologie; sie 
bilde »das Bindeglied der unterschiedlichen religiösen 
Gemeinschaften« der Kurden im Interesse einer »Ho
mogenisierung Kurdistans zu einer Nation«. (S. 119 f.) 
Die zweite Gruppe befinde sich dagegen in einem offe
neren Diskussionsprozess, in dem zum Teil einander 
völlig widersprechende Positionen nebeneinander 
bestünden und in dem auch Stimmen von Außerhalb, 
etwa aus der wissenschaftlichen Forschung, Gehör 
geschenkt werde. Indem sie derartige Querverbindun
gen zwischen der Religion selbst und ihren vielseitigen 
Verstrickungen mit den historischen wie aktuellen sozi
alen und politischen Realitäten zieht, dies mit ihren 
eigenen Erfarhungen, mit O-Tönen von Ezidinnen und 
Eziden und mit ihrer eigenen ebenso kritischen wie 
respektvollen Meinung vermischt, ist es der Autorin 
gelungen, eine interessante Einführung in dieses auch 
wenigen Islamwissenschaftlern bekannte Thema zu 
geben. Dabei beschränkt sie sich nicht nur auf histori
sche Fakten und die Nennung religiöser Schlagwörter, 
sondern gibt Einblick in die aktuellen, sehr lebendigen 
und dynamischen Prozesse innerhalb dieser Gemein
schaft.

Gerit von Leitner ist ausgebildete Historikerin und 
Pädagogin und arbeitet seit Jahren im Medienbereich. 
So erschien auch das vorliegende Buch, allerdings 
gekürzt, zunächst als Hörspiel-Feature beim Deutsch
landfunk. Die Autorin nimmt ihre Leser mit auf eine 
Erkundungstour und berichtet, wie sie in der nordma

rokkanischen Großstadt Tāza über die vielleicht größte 
Persönlichkeit in der Geschichte Marokkos stolpert: 
ʿAbdu-l-Karīm al-Ḫaṭṭābī, in der deutschen Literatur 
meist Abdel Krim genannt, führte von 1921-1926 einen 
erbitterten Befreiungskrieg in der nordmarokkanischen 
Rīf-Region gegen eine spanisch-französische Kolonial-
koalition. In von Leitners Buch kommen vor allem 
Rīf-Bewohner zu Wort, die zu dem Thema geforscht 
haben oder als Zeitzeugen berichten. Damit gibt das 
Buch zumindest einen Einblick in die indigene kultu-
relle und wissenschaftliche Aneignung dieses histori-
schen Themas, eine Perspektive, die im europäischen 
Diskurs bis heute oft genug zu kurz kommt, wenn sie 
nicht sogar ganz fehlt.

Unter Arabern populär, erlangte ʿAbdu-l-Karīm im 
Westen nie die Bekanntheit wie etwa der vietnamesi-
sche Freiheitskämpfer Ho Chi Minh, der chinesische 
Staatsgründer Mao Zedong oder der lateinamerikani-
sche Revolutionär Ernesto Che Guervara, für die er ein 
Vorbild war. Das gilt nach eigenem Bekunden auch für 
die Autorin selbst: »Ich habe von Abdelkrim noch nie 
gehört«, (S. 16) schreibt sie zu Beginn - vielleicht 
handelt es sich aber auch nur um einen stilistischen 
Trick, um die Hörer bzw. Leser abzuholen. Die relative 
Unbekanntheit ʿAbdu-l-Karīms dürfte auch daran 
liegen, dass er zwar seinerzeit die europäischen Kolonial-
herren das Fürchten lehrte, sein Befreiungskrieg aber 
letztlich scheiterte. Die von ihm angewandte Guerilla-
taktik jedoch wurde von der chinesischen Volksbefrei-
ungsarmee und den Vietminh höchst erfolgreich kopiert 
und Che Guevara besuchte sein Idol kurz nach der 
kubanischen Revolution 1959 in Kairo. Schon während 
des Krieges »leisteten Linke, Sozialisten und Frauen 
Widerstand in Frankreich.« (S. 34) Von sowjetischer 
Seite wurden die gegen die Rebellen eingesetzten Che-
miewaffen ironisch als »die neuesten Gaben der Zivilisa-
tion« (Ebd.) bezeichnet.

War der Rīf-Aufstand für nationale Befreiungsbewe-
gungen und die politische Linke ein positiver Bezugs-
punkt, so wirkte der spanische Kolonialkrieg ähnlich 
verbindend auf Europas Reaktionäre: Frankreich und 
Spanien, die sich ansonsten um den Einfluss in Marokko 
stritten, arbeiteten eng zusammen, wenn es darum ging, 
jeden Befreiungsversuch der Kolonisierten im Keim zu 
ersticken. Und auch Deutschland, das Anfang des 20. 
Jahrhunderts seine Interessen in Marokko gegenüber den 
beiden Konkurrenten mehrfach und aggressiv angemel-
det hatte, half bei der Niederschlagung der Rīf-Bewe-
gung. Das Giftgas, das, wie man im Buch erfährt, in 
Marokko erstmalig in großem Stil aus der Luft einge-
setzt wurde, stammte aus der Weimarer Republik. 
Tatsächlich fanden in Marokko 1913 auch schon die 
ersten Flugzeugbombardements der Geschichte statt. 
Die Sprengkörper stammten aus dem Kaiserreich. Im 

Rīf versündigte sich Deutschland also gleich mehrfach - 
zuerst mit »kaiserlichen« Bomben, später mit »demokra-
tischem« Giftgas. Daneben kann dieser Krieg als einer 
der vielen Väter des Faschismus gelten: Durch seine 
»Heldentaten« bei der Aufstandsbekämpfung - »er 
erlaubte seinen Legionären, die Opfer zu verstümmeln 
und zu töten« (S. 31) - stieg ein spanischer Offizier zum 
jüngsten General Europas auf. Sein Name war Francisco 
Franco. Die Kontakte, die er während des Rīf-Kriegs zu 
deutschen Handelsvertretern schloss, vermittelten ihm 
bei seinem Putsch 1936 den für den Sieg entscheidenden 
Kontakt zu Hitler.

Noch heute wirken Kolonialismus und Rīf-Krieg nach: 
Im Buch benannt werden Marokkos Rolle in der 
EU-Flüchtlingsabwehr, die hohe Krebsrate unter der 
Rīf-Bevölkerung als Folge der Chemiewaffeneinsätze, 
das fehlende Interesse des Herrscherhauses an histori-
scher Aufklärung und die »Barbarei des islamistischen 
Terrors« als »ein zeitverschobenes Echo auf die Zurich-
tung des arabischen Raums im Namen westlicher Zivili-
sation«. (S. 100) ʿAbdu-l-Karīm und seine Rīf-Republik 
stehen symbolhaft sowohl für den Widerstand gegen 
den Kolonialismus, wie auch als Alternative zur marok-
kanischen Monarchie und zum Islamismus. Noch 
immer tragen junge Leute stolz T-Shirts mit seinem 
Konterfei; als nach dem Tod eines jungen Fischhändlers 
in al-Ḥusayma im November 2016 soziale Unruhen 
ausbrachen, hielten Demonstranten Fotos von 
ʿAbdu-l-Karīm hoch. 

Was ein Radio-Feature einem Text in Sachen auditiver 
Inszenierung und Stimmungsgestaltung voraushat, 
macht das Buch durch visuelle Gestaltung und vertiefte 
Ausführungen wett. Zahlreiche Fotos aus Tāza, Tiṭwān 
oder al-Ḥusayma, historische Ablichtungen von ʿAbdu 
l-Karīm, General Franco und Che Guevara, von Solda-
ten und Kriegseinsätzen, von Friedensdemonstrationen 
und Zeitungsartikeln, Aufnahmen von Rīf-Bewohnern 
in ihrem Alltag und bei den jüngsten Protesten sowie 
Portraits von den Interviewten ergänzen die Reportage 
und vermitteln vielseitige Eindrücke. Im Gegensatz zur 
englischen, französischen oder spanischen ist die 
deutschsprachige Literatur zu ʿAbdu-l-Karīm nach wie 
vor dünn gestreut. Die Bücher bekommt man - wenn 
überhaupt - nur antiquarisch und für teures Geld. Von 
Leitners Buch kann die Lücke einer wissenschaftlichen 
oder klassischen biografischen Arbeit nicht schließen. 
Aber die Autorin hat eine interessante und leicht 
zugängliche Reportage vorgelegt, die auf spannende 
Weise Grundwissen zu einem wichtigen Thema vermit-
telt und vielfältige Bezüge zur aktuellen Realität 
herstellt, wobei sie stets Betroffene zu Wort kommen 
lässt und sich an deren Berichten und Ansichten entlang 
den Weg bahnt.
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